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die Geltendmachung von Rechtsansprüchen zu er-
möglichen. Die Videobeobachtung ist nur zulässig, 
wenn 

 1.  Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass die in 
Satz 1 genannten Rechtsgüter, Einrichtungen oder 
Objekte gefährdet sind und

 2.  keine Anhaltspunkte dafür bestehen, dass schutz-
würdige Interessen der Betroffenen überwiegen.

 (2) Die Videobeobachtung und die erhebende Stelle 
sind durch geeignete Maßnahmen erkennbar zu ma-
chen.

 (3) Die Speicherung (Videoaufzeichnung), Übermitt-
lung und Nutzung der nach Absatz 1 erhobenen Daten 
ist zulässig, soweit sie zum Erreichen des verfolgten 
Zwecks erforderlich ist und keine Anhaltspunkte dafür 
bestehen, dass überwiegende schutzwürdige Inte-
ressen der Betroffenen beeinträchtigt werden. Für 
 einen anderen Zweck dürfen die Daten nur verarbeitet 
werden, soweit dies zur Abwehr von Gefahren für die 
öffentliche Sicherheit oder zur Verfolgung von Ord-
nungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung oder 
von Straftaten erforderlich ist.

 (4) Werden durch Videoüberwachung erhobene Daten 
einer bestimmten Person zugeordnet, ist diese über die 
Tatsache der Speicherung zu benachrichtigen. § 14 
Abs. 2 und 3 findet entsprechende Anwendung. 

 (5) Die Videoaufzeichnungen und daraus gefertigte 
oder sich auf die Videoüberwachung beziehende 
 Unterlagen sind unverzüglich, spätestens jedoch vier 
Wochen nach der Datenerhebung zu löschen, soweit 
sie nicht zur Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten 
von erheblicher Bedeutung oder von Straftaten oder 
zur Geltendmachung von Rechtsansprüchen benötigt 
werden. 

 (6) Der erstmalige Einsatz optisch-elektronischer Ein-
richtungen bedarf der vorherigen schriftlichen Frei-
gabe durch die verantwortliche Stelle. Die schriftliche 
Freigabe hat folgende Angaben und Begründungen zu 
enthalten:

 1. Zweck der Videoüberwachung, 

 2.  Darlegung der Erforderlichkeit der Videobeobach-
tung und gegebenenfalls der Videoaufzeichnung, 
insbesondere auch in Bezug auf die räumliche Aus-
dehnung und den zeitlichen Umfang, 

 3. Tatsachen im Sinne des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1, 

 4. eine Abwägung mit den Interessen der Betroffenen, 

 5. Maßnahmen nach Absatz 2, 

 6.  Namen der zugriffsberechtigten Personen und vor-
gesehene Datennutzungen und -übermittlungen, 

 7.  Zeitpunkt der Löschung und gegebenenfalls Fristen 
für die Prüfung der Löschung sowie die hierfür 
maßgeblichen Erwägungen und 

 8.  technische und organisatorische Maßnahmen nach 
§ 9.

Gesetz zur Änderung  
des Landesdatenschutzgesetzes* und 

anderer Rechtsvorschriften

Vom 7. Februar 2011

Der Landtag hat am 2. Februar 2011 das folgende Gesetz 
beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Landesdatenschutzgesetzes

Das Landesdatenschutzgesetz in der Fassung vom  
18. September 2000 (GBl. S. 649), zuletzt geändert durch 
Artikel 22 des Gesetzes vom 9. November 2010 (GBl. 
S. 793, 964), wird wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 1 erhält folgende Fassung:

 »(1) Dieses Gesetz gilt für die Verarbeitung personen-
bezogener Daten durch Behörden und sonstige öffent-
liche Stellen des Landes, der Gemeinden und Gemein-
deverbände und der sonstigen der Aufsicht des Landes 
unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts (öffentliche Stellen). Einzelne Vorschriften 
gelten auch für die Tätigkeit des Landesbeauftragten 
für den Datenschutz im nichtöffentlichen Bereich.« 

2. § 13 Abs. 2 Satz 2 wird gestrichen.

3. Nach § 20 wird folgender § 20 a eingefügt:

 »§ 20 a

  Videobeobachtung und Videoaufzeichnung 
  (Videoüberwachung)

 (1) Mit Hilfe optisch-elektronischer Einrichtungen 
dürfen personenbezogene Daten erhoben werden 
 (Videobeobachtung), wenn dies im Rahmen der Erfül-
lung öffentlicher Aufgaben oder in Ausübung des 
Hausrechts erforderlich ist,

 1.  um Leben, Gesundheit, Freiheit oder Eigentum von 
Personen, die sich in öffentlichen Einrichtungen, 
 öffentlichen Verkehrsmitteln, Amtsgebäuden oder 
sonstigen baulichen Anlagen öffentlicher Stellen 
oder in deren unmittelbarer Nähe aufhalten, oder

 2.  um Kulturgüter, öffentliche Einrichtungen, öffent-
liche Verkehrsmittel, Amtsgebäude oder sonstige 
bauliche Anlagen öffentlicher Stellen sowie die  
dort oder in deren unmittelbarer Nähe befindlichen 
Sachen 

 zu schützen, insbesondere die Begehung von Ord-
nungswidrigkeiten von erheblicher Bedeutung oder 
Straftaten zu verhindern oder deren Verfolgung oder 

*  Artikel 1 Nr. 5 Buchst. a dient der Umsetzung der Richtlinie 95/46/
EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. Oktober 
1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personen-
bezogener Daten und zum freien Datenverkehr (ABl. EG Nr. L 281 
S. 31).
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Viertes Gesetz 
zur Änderung des Brandenburgischen Datenschutzgesetzes 

und anderer Rechtsvorschriften 

Vom 25. Mai 2010 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Brandenburgischen Datenschutzgesetzes 

Das Brandenburgische Datenschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Mai 2008 (GVBl. I S. 114) 
wird wie folgt geändert: 

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt geändert:  

a) Die Angabe zu § 9 wird wie folgt gefasst: 

„§ 9 Gemeinsame Verfahren, automatisierte Abrufverfahren und regelmäßige Datenübermittlungen“. 

b) Die Angabe zu § 27 wird wie folgt gefasst: 

„§ 27 Tätigkeitsberichte und parlamentarische Kontrolle“. 

2. § 3 Absatz 3 Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. ein mobiles personenbezogenes Speicher- und Verarbeitungsmedium ein Datenträger, 

a) der zur Verfügung durch den Betroffenen bestimmt ist, 

b) auf dem über die erstmalige Speicherung hinaus Daten automatisiert verarbeitet oder durch den Da-
ten automatisiert verarbeitet werden können und 

c) bei dem die Verarbeitung nach Buchstabe b durch andere als den Betroffenen erfolgt und der Be-
troffene dies nur durch den Gebrauch des Mediums beeinflussen kann.“ 

3. In § 5 Absatz 2 Satz 5 wird die Angabe „§ 18 Abs. 8“ durch die Angabe „§ 18 Absatz 6“ ersetzt. 
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4. Nach § 7 Absatz 3 Satz 4 wird folgender Satz eingefügt: 

„Bei gemeinsamen Verfahren erfolgt die Freigabe für das gesamte Verfahren oder Teile des Verfahrens durch 
die von den beteiligten Stellen gemäß § 9 Absatz 1a Satz 1 bestimmten Stellen.“ 

5. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 9 Gemeinsame Verfahren, automatisierte Abrufverfahren und regelmäßige Datenübermittlungen“. 

b) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die Einrichtung eines automatisierten Verfahrens, das mehreren Daten verarbeitenden Stellen die Verar-
beitung personenbezogener Daten in oder aus einem gemeinsamen Datenbestand (gemeinsame Verfah-
ren) oder die Übermittlung personenbezogener Daten an Dritte durch Abruf (automatisierte Abrufverfah-
ren) ermöglicht, ist zulässig, soweit dieses Verfahren unter Berücksichtigung der schutzwürdigen Interes-
sen der Betroffenen und der Aufgaben der beteiligten Stellen angemessen ist.“ 

c) Nach Absatz 1 werden folgende Absätze 1a und 1b eingefügt: 

„(1a) Vor der Einrichtung eines gemeinsamen Verfahrens bestimmen die beteiligten Stellen eine Stelle, 
der die Planung, Einrichtung und Durchführung des gemeinsamen Verfahrens obliegt, und legen schrift-
lich fest 

1. die Bezeichnung und Aufgaben der beteiligten Stellen, einschließlich der Verantwortung für die 
Freigabe nach § 7 Absatz 3, sowie den Bereich der Verarbeitung, für deren Rechtmäßigkeit sie im 
Einzelfall verantwortlich sind, und 

2. die für die Durchführung des gemeinsamen Verfahrens nach § 10 Absatz 2 zu treffenden techni-
schen und organisatorischen Maßnahmen. 

Die mit der Durchführung des gemeinsamen Verfahrens betraute Stelle verwahrt ein Doppel des von den 
beteiligten Stellen gemäß § 8 jeweils zu erstellenden Verfahrensverzeichnisses zusammen mit den Anga-
ben nach Satz 1 Nummer 1. § 8 Absatz 4 gilt entsprechend.  

(1b) Die Betroffenen können ihre Rechte nach § 5 Absatz 1 Nummer 1 bis 4 gegenüber jeder der an dem 
gemeinsamen Verfahren beteiligten Stellen geltend machen, unabhängig davon, welche Stelle im Einzel-
fall für die Verarbeitung der betroffenen Daten verantwortlich ist. Die Stelle, an die sich der Betroffene 
wendet, leitet das Anliegen an die jeweils zuständige Stelle weiter. Das Auskunftsrecht nach § 18 er-
streckt sich auch auf die Angaben nach Absatz 1a Satz 1 Nummer 1.“ 

d) In Absatz 2 Satz 1 werden nach dem Wort „Die“ die Wörter „an einem automatisierten Abrufverfahren“ 
eingefügt. 

e) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

„(6) Die Absätze 1 und 2 bis 5 sind auf die Zulassung regelmäßiger Datenübermittlungen entsprechend 
anzuwenden.“ 

6. § 10a Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Dem behördlichen Datenschutzbeauftragten sind die zur Durchführung der Vorabkontrolle notwendigen Un-
terlagen, insbesondere die Ergebnisse der Risikoanalyse und das Sicherheitskonzept sowie die Angaben für das 
Verfahrensverzeichnis nach § 8 zuzuleiten.“ 

7. § 11a Absatz 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Es gilt § 11 Absatz 2 Satz 1 und 2 entsprechend.“ 
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8. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und für das Recht auf Akteneinsicht kontrolliert die Ein-
haltung der Vorschriften dieses Gesetzes und anderer Vorschriften über den Datenschutz sowie die Ein-
haltung des Akteneinsichts- und Informationszugangsgesetzes gemäß § 11 Absatz 2 des Akteneinsichts- 
und Informationszugangsgesetzes bei den Behörden und sonstigen öffentlichen Stellen soweit nach § 2 
der Anwendungsbereich dieses Gesetzes eröffnet ist oder sich Daten verarbeitende Stellen gemäß § 11 
Absatz 1 Satz 3 seiner Kontrolle unterworfen haben.“ 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt: 

„(1a) Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und für das Recht auf Akteneinsicht ist auch Aufsichts-
behörde nach § 38 des Bundesdatenschutzgesetzes für die Datenverarbeitung nicht-öffentlicher Stellen.“ 

c) Dem Absatz 7 wird folgender Absatz angefügt: 

„(8) Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und für das Recht auf Akteneinsicht ist zuständige Be-
hörde für die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten nach § 38 dieses Gesetzes, § 43 des Bundesdaten-
schutzgesetzes sowie anderer datenschutzrechtlicher Regelungen. Er ist auch hilfeleistende Behörde nach 
Artikel 13 Nummer 2 Buchstabe a des Übereinkommens vom 28. Januar 1981 zum Schutz des Menschen 
bei der automatischen Verarbeitung personenbezogener Daten.“ 

9. In § 26 Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 18 Abs. 7“ durch die Angabe „§ 18 Absatz 5“ ersetzt. 

10. § 27 wird wie folgt gefasst: 

„§ 27 

Tätigkeitsberichte und parlamentarische Kontrolle 

(1) Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und für das Recht auf Akteneinsicht legt dem Landtag und der 
Landesregierung alle zwei Jahre einen Bericht über seine Tätigkeit nach § 23 Absatz 1 vor. Die Landesregie-
rung legt hierzu regelmäßig innerhalb von vier Monaten nach Vorlage des Tätigkeitsberichtes dem Landtag ihre 
Stellungnahme vor. Gleichzeitig legt der Landesbeauftragte für den Datenschutz und für das Recht auf Akten-
einsicht dem Landtag einen Bericht über seine Tätigkeit nach § 23 Absatz 1a vor. 

(2) Jeder Abgeordnete hat das Recht, Anfragen an den Landesbeauftragten für den Datenschutz und für das 
Recht auf Akteneinsicht zu stellen, von ihm Auskunft zu verlangen oder Einsicht in Akten und sonstige amtli-
che Unterlagen zu nehmen. Anfragen sind unverzüglich nach bestem Wissen und vollständig zu beantworten. 
Das Nähere regelt die Geschäftsordnung des Landtages. Das Auskunftsverlangen oder die Einsichtnahme darf 
abgelehnt werden, soweit überwiegende öffentliche oder überwiegende private Interessen an der Geheimhal-
tung dies zwingend erfordern.“ 

Artikel 2 

Aufhebung der Verordnung über die Regelung von Zuständigkeiten 
im Datenschutz 

Die Verordnung über die Regelung von Zuständigkeiten im Datenschutz vom 10. August 1992 (GVBl. II S. 503) 
wird aufgehoben. 



 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Brandenburg Teil I – Nr. 21 vom 25. Mai 2010 4 

 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 2010 in Kraft. 

Potsdam, den 25. Mai 2010 

Der Präsident 
des Landtages Brandenburg 

Gunter Fritsch 

 

Herausgeber: Der Präsident des Landtages Brandenburg  



a) In Absatz 1 werden die Wörter „Sondervermö-
gen Fischereihafen“ durch die Wörter „Son-
stiges Sondervermögen Fischereihafen des
Landes Bremen“ ersetzt.

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 2 angefügt:
„Dem Sondervermögen werden Beteiligun-
gen des Landes Bremen an Gesellschaften zu-
geordnet.“

c) In Absatz 5 Satz 2 und Absatz 6 werden die
Wörter „der Freien Hansestadt“ durch die
Wörter „des Landes“ ersetzt.

3. In § 3 Absatz 2 werden die Wörter „die Freie
Hansestadt“ durch die Wörter „das Land“ ersetzt.

4. § 4 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden das Wort „den“ durch das
Wort „dem“, die Wörter „der Freien Hanse-
stadt“ durch die Wörter „des Landes“ und das
Wort „ihren“ durch das Wort „seinen“ ersetzt.

b) In Satz 2 werden nach dem Wort „ein“ das
Wort „sonstiges“ eingefügt und die Angabe
„§ 113 der Landeshaushaltsordnung“ durch
die Wörter „Bremischen Gesetzes für Eigen-
betriebe und sonstige Sondervermögen des
Landes und der Stadtgemeinden“ ersetzt.

5. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Der Senator für Wirtschaft und Häfen
kann Bestimmungen über die Bewirtschaf-
tung des Sondervermögens erlassen.“

b) Folgender Absatz 3 wird angefügt:

„(3) Die Finanzierung der Geschäftsführung
erfolgt zulasten des Sondervermögens.“

6. § 6 Satz 1 wird aufgehoben.

7. Die §§ 7 bis 9 werden aufgehoben.

8. Der bisherige § 10 wird § 7.

9. § 11 wird aufgehoben.

Artikel 2

Änderung des Gesetzes über die Errichtung 
eines Sondervermögens

Gewerbeflächen des Landes Bremen

Das Gesetz über die Errichtung eines Sondervermö-
gens Gewerbeflächen des Landes Bremen vom 
20. Mai 2003 (Brem.GBl. S. 267 – 63-p-3), das durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 16. Oktober 2006
(Brem.GBl. S. 427) geändert worden ist, wird wie folgt
geändert:

1. In der Überschrift wird nach dem Wort „eines“
das Wort „sonstigen“ eingefügt.

2. Das Inhaltsverzeichnis wird gestrichen.

3. In § 1 Absatz 1 werden nach dem Anführungs-
zeichen das Wort „Sonstiges“ und nach dem Wort
„rechtsfähiges“ das Wort „sonstiges“ eingefügt sowie
die Angabe „§ 26 Absatz 2 der Landeshaushaltsord-
nung“ durch die Wörter „dem Bremischen Gesetz für
Eigenbetriebe und sonstige Sondervermögen des Lan-
des und der Stadtgemeinden“ ersetzt.

4. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 und 3 erhalten folgende Fassung:

„(2) Der Senator für Wirtschaft und Häfen
kann Bestimmungen über die Bewirtschaf-
tung des Sondervermögens erlassen.

(3) Das Sondervermögen stellt eine Erfolgs-
übersicht auf, aus der sich jeweils die auf die
verschiedenen Untergliederungen des Sonder-
vermögens entfallenden Anteile an den Erträ-
gen und Aufwendungen ergeben. Gemeinsa-
me Aufwendungen und Erträge sind sachge-
recht aufzuteilen, soweit Lieferungen und Leis-
tungen nicht gesondert verrechnet werden.“

b) Folgender Absatz 4 wird angefügt:

„(4) Die Finanzierung der Geschäftsführung
erfolgt zulasten des Sondervermögens.“

5. § 6 Satz 1 wird aufgehoben.

6. Die §§ 7 bis 9 werden aufgehoben.

7. Der bisherige § 10 wird § 7.

8. § 11 wird aufgehoben.

9. Der bisherige § 12 wird § 8.

Artikel 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft.

Bremen, den 16. November 2010

Der Senat

Gesetz zur Änderung des Bremischen 
Datenschutzgesetzes

Vom 16. November 2010

Der Senat verkündet das nachstehende, von der
Bürgerschaft (Landtag) beschlossene Gesetz:

Artikel 1

Änderung des Bremischen Datenschutzgesetzes

Das Bremische Datenschutzgesetz in der Fassung
der Bekanntmachung vom 4. März 2003 (Brem.GBl. 
S. 85 – 206-a-1), das zuletzt durch Artikel 15 des Ge-
setzes vom 22. Dezember 2009 (Brem.GBl. 2010 S. 17)
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 25 wird wie folgt gefasst:

„§ 25

Rechtsstellung

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz ist in
Ausübung seines Amtes unabhängig und nur dem Ge-
setz unterworfen. Er untersteht der Dienstaufsicht des
Senats nur, soweit seine Unabhängigkeit nicht beein-
trächtigt wird. Dies gilt auch für seine Tätigkeit als
Aufsichtsbehörde nach § 38 des Bundesdatenschutz-
gesetzes.“

2. § 26 wird wie folgt geändert:

a) Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„Er ist oberste Dienstbehörde im Sinne des 
§ 96 der Strafprozessordnung und oberste
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Aufsichtsbehörde im Sinne des § 99 der Ver-
waltungsgerichtsordnung, des § 119 des Sozi-
algerichtsgesetzes und des § 86 der Finanzge-
richtsordnung.“

b) Nach Satz 3 wird folgender Satz 4 angefügt:

„Die Genehmigung nach § 37 Absatz 3 des Be-
amtenstatusgesetzes erteilt der Landesbeauf-
tragte für den Datenschutz für sich und seine
Bediensteten; dies gilt auch für seine Vorgänger
und ehemalige Bedienstete, soweit Tätigkeiten
in seiner Dienststelle betroffen sind.“

3. § 27 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„(4) Gegen Entscheidungen des Landesbe-
auftragten für den Datenschutz findet kein
Vorverfahren (§ 68 Verwaltungsgerichtsord-
nung) statt; er vertritt die Freie Hansestadt
Bremen im gerichtlichen Verfahren.“

b) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5.

4. § 34 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 werden die Wörter „im Benehmen
mit dem“ durch die Wörter „auf Vorschlag
des“ ersetzt.

b) Folgender Satz 3 wird angefügt: 

„Versetzungen, Abordnungen und Zuwei-
sungen dürfen nur im Einvernehmen mit ihm
erfolgen.“

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft.

Bremen, den 16. November 2010

Der Senat

Gesetz über die Festsetzung des Steuersatzes 
für die Grunderwerbsteuer

Vom 16. November 2010

Der Senat verkündet das nachstehende, von der
Bürgerschaft (Landtag) beschlossene Gesetz:

§ 1

Steuersatz für die Grunderwerbsteuer

Der Steuersatz bei der Grunderwerbsteuer für
Rechtsvorgänge, die sich auf im Land Bremen belegene
Grundstücke beziehen, beträgt 4,5 vom Hundert.

§ 2

Übergangsregelung

Der Steuersatz nach § 1 ist auf Rechtsvorgänge anzu-
wenden, die ab dem 1. Januar 2011 verwirklicht werden.

§ 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2011 in Kraft.

Bremen, den 16. November 2010

Der Senat

Ortsgesetz zur Änderung des Ortsgesetzes 
über Beiräte und Ortsämter

Vom 16. November 2010

Der Senat verkündet das nachstehende, von der
Stadtbürgerschaft beschlossene Ortsgesetz:

Artikel 1

§ 9 Absatz 1 Ziffer 3 des Ortsgesetzes über Beiräte
und Ortsämter vom 2. Februar 2010 (Brem.GBl. S. 130
– 2011-b-1), wird wie folgt gefasst:

„3. Erteilung von Baugenehmigungen; Genehmi-
gungsfreistellungen sind dem Beirat zur Kenntnis zu
geben, ebenso wie Gestattungen von Abweichungen
von den Vorschriften der Bremischen Landesbauord-
nung zur Herstellung der Barrierefreiheit;“

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün-
dung in Kraft.

Bremen, den 16. November 2010

Der Senat

Ortsgesetz zur Änderung der Sondervermögensorts-
gesetze Wirtschaft und Häfen

Vom 16. November 2010

Der Senat verkündet das nachstehende, von der
Stadtbürgerschaft beschlossene Ortsgesetz:

Artikel 1

Änderung des Ortsgesetzes über die Errichtung 
eines „Sondervermögens Hafen“

Das Ortsgesetz über die Errichtung eines „Sonder-
vermögens Hafen“ vom 26. März 2002 (Brem.GBl. 
S. 44 – 63-n-1), das durch Artikel 2 des Ortsgesetzes
vom 16. Oktober 2006 (Brem.GBl. S. 428) geändert
worden ist, wird wie folgt geändert:

1. In der Überschrift des Ortsgesetzes wird die An-
gabe „Sondervermögens Hafen“ durch die Wörter
„sonstigen Sondervermögens Hafen“ ersetzt.

2. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Wörter „Sondervermö-
gen Hafen“ durch die Wörter „Sonstiges Son-
dervermögen Hafen der Stadtgemeinde Bre-
men“ ersetzt.

b) Dem Absatz 3 wird folgender Satz 2 angefügt:

„Dem Sondervermögen werden Beteiligun-
gen der Stadtgemeinde Bremen an Gesell-
schaften zugeordnet.“

3. In § 4 Satz 2 werden nach dem Wort „ein“ das
Wort „sonstiges“ eingefügt und die Angabe „§ 113 der
Landeshaushaltsordnung“ durch die Wörter „Bremi-
schen Gesetzes für Eigenbetriebe und sonstige Son-
dervermögen des Landes und der Stadtgemeinden“
ersetzt.

4. § 5 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung:











 
Änderungsantrag  
der Fraktionen der CDU, der SPD, der FDP  
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
zu dem Gesetzentwurf  
der Fraktion der SPD 
für ein Gesetz zur Neuordnung des Datenschutzes und Wahrung  
der Unabhängigkeit des Datenschutzbeauftragten in Hessen  
Drucksache 18/375 
 
 
 
D e r   L a n d t a g   w o l l e   b e s c h l i e ß e n : 
 
Der Gesetzentwurf erhält folgende Fassung: 
 
 

"Artikel 1 
Änderung des Hessischen Datenschutzgesetzes 

 
Das Hessische Datenschutzgesetz in der Fassung vom 7. Januar 1999 
(GVBl. I S. 98) wird wie folgt geändert: 
 
1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zu §§ 42 bis 44 wie folgt 

gefasst: 

 "Rechtsweg    § 42 

 Übergangsvorschriften   § 43 

 Inkrafttreten, Außerkrafttreten  § 44" 
 
2. § 20 wird wie folgt geändert: 

 a) In Abs. 1 Satz 3 werden die Wörter "fünfhunderttausend Deutsche 
Mark" durch die Angabe "250 000 Euro" ersetzt. 

 b) Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

  "(2) Bei einem Mitverschulden des Betroffenen ist § 254 des Bür-
gerlichen Gesetzbuches und auf die Verjährung sind die für uner-
laubte Handlungen geltenden Verjährungsvorschriften des Bürger-
lichen Gesetzbuches entsprechend anzuwenden." 

 
3. § 21 wird wie folgt geändert: 

 a) Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

  "(2) Der Präsident des Landtags verpflichtet den Hessischen Da-
tenschutzbeauftragten vor dem Landtag, sein Amt gerecht und un-
parteiisch zu führen und die Verfassung des Landes Hessen, das 
Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland und die Gesetze 
getreulich zu wahren." 

 b) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

  aa) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

   "Er übt seine Tätigkeit hauptamtlich aus." 

Eingegangen am 22. März 2011   ·   Ausgegeben am 23. März 2011  

Druck und Auslieferung: Kanzlei des Hessischen Landtags   ·   Postfach 3240   ·   65022 Wiesbaden  

Drucksache 18/3869  

 

 22. 03. 2011 
Dem 

Innenausschuss 
überwiesen 

18. Wahlperiode 

HESSISCHER LANDTAG 



2 Hessischer Landtag   ·   18. Wahlperiode   ·   Drucksache 18/3869  

 

  bb) Folgende Sätze werden angefügt: 

   "Nebentätigkeiten sind zulässig, wenn durch sie das Ver-
trauen in die Unabhängigkeit oder Unparteilichkeit des 
Hessischen Datenschutzbeauftragten nicht gefährdet wird 
und sie sonst mit dem Ansehen des Amtes vereinbar sind. 
Der Hessische Datenschutzbeauftragte erteilt dem Landtag 
jährlich Auskunft über Art und Umfang der von ihm im 
Kalenderjahr ausgeübten Nebentätigkeiten sowie über die 
dafür erhaltenen Vergütungen." 

 c) Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

  aa) Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

   "Durch Urteil des Staatsgerichtshofs können ihm das Amt 
und die Rechte aus dem Amt abgesprochen werden, wenn 
Tatsachen vorliegen, die bei einem Beamten die Entlassung 
aus dem Dienst nach den §§ 22 und 23 Abs. 1 und 3 Nr. 1 
des Beamtenstatusgesetzes vom 17. Juni 2008 (BGBl. I S. 
1010), geändert durch Gesetz vom 5. Februar 2009 (BGBl. 
I S. 160), oder die Beendigung des Dienstverhältnisses 
nach § 24 des Beamtenstatusgesetzes rechtfertigen." 

  bb) Nach Satz 3 werden folgende Sätze eingefügt: 

   "Der Antrag auf Erhebung der Anklage muss von mindes-
tens 15 Mitgliedern des Landtags unterzeichnet sein und 
bedarf der Zustimmung von zwei Dritteln der gesetzlichen 
Zahl seiner Mitglieder. Die §§ 31 bis 35 des Gesetzes über 
den Staatsgerichtshof in der Fassung vom 19. Januar 2001 
(GVBl. I S. 78), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. 
März 2010 (GVBl. I S. 114), sind entsprechend anzuwen-
den." 

  cc) In dem neuen Satz 6 wird das Wort "Er" durch "Der Hes-
sische Datenschutzbeauftragte" ersetzt. 

 d) Abs. 6 erhält folgende Fassung: 

  "(6) Der Hessische Datenschutzbeauftragte erhält vom Beginn des 
Kalendermonats an, in dem das Amtsverhältnis beginnt, bis zum 
Ende des Kalendermonats, in dem das Amtsverhältnis endet, als 
Amtsbezüge in entsprechender Anwendung des Bundesbesol-
dungsgesetzes vom 6. August 2002 (BGBl. I S. 3020) in der am 
31. August 2006 geltenden Fassung ein Amtsgehalt in Höhe des 
jeweils einem Beamten des Landes Hessen zustehenden Grundge-
haltes der Besoldungsgruppe B 7 sowie einen Familienzuschlag in 
der jeweils einem Beamten des Landes Hessen zustehenden Höhe. 
Daneben finden hinsichtlich der Reise- und Umzugskosten, des 
Trennungsgeldes und der Beihilfen die für Beamte des Landes 
Hessen geltenden Vorschriften Anwendung. Gleiches gilt in Ur-
laubsangelegenheiten." 

 e) Als Abs. 7 und 8 werden angefügt: 

  "(7) Zuständig für die Festsetzung, Berechnung und Anordnung 
der Zahlung der Amtsbezüge einschließlich der Sonderzahlungen 
sowie für die Rückforderung zu viel gezahlter Amtsbezüge ist die 
Hessische Bezügestelle im Auftrag des Hessischen Datenschutzbe-
auftragten. Zuständig für die Festsetzung von Reise- und Um-
zugskosten sowie Trennungsgeld ist die Dienststelle des Hessi-
schen Datenschutzbeauftragten. Festsetzungsstelle für die Beihilfe 
ist die Kanzlei des Hessischen Landtags. 

  (8) Der Hessische Datenschutzbeauftragte und dessen Hinterblie-
benen erhalten Versorgung in entsprechender Anwendung der in 
Hessen für die Mitglieder der Landesregierung geltenden Bestim-
mungen. Zuständig für die Festsetzung der Versorgungsbezüge ist 
das Regierungspräsidium Kassel im Auftrag des Hessischen Da-
tenschutzbeauftragten." 

 
4. § 24 wird wie folgt geändert: 

 a) In Abs. 3 werden nach dem Wort "Datenschutz" die Wörter "in 
den Mitgliedstaaten der Europäischen Union," eingefügt. 
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 b) Abs. 4 wird wie folgt gefasst: 

  "(4) Der Hessische Datenschutzbeauftragte ist zuständige Behörde  
für die 

  1. Kontrolle der Durchführung des Datenschutzes im Anwen-
dungsbereich des Dritten Abschnitts des Bundesdaten-
schutzgesetzes nach § 38 Abs. 6 des Bundesdatenschutzge-
setzes in der Fassung vom 14. Januar 2003 (BGBl. I S. 
66), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. August 2009 
(BGBl. I S. 2814), 

  2. Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten  

   a) nach § 43 des Bundesdatenschutzgesetzes, 

   b) nach § 16 Abs. 2 Nr. 2 bis 5 des Telemediengesetzes 
vom 26. Februar 2007 (BGBl. I S. 179), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 31. Mai 2010 (BGBl. I S. 
692), 

  3. Leistung von Hilfe nach Art. 13 Abs. 2 Buchst. a des  
Übereinkommens zum Schutz des Menschen bei der auto-
matischen Verarbeitung personenbezogener Daten vom 28. 
Januar 1981 (BGBl. 1985 II S. 538, 539)." 

 
5. § 30 wird wie folgt geändert: 

 a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

  aa) In Satz 1 wird nach dem Wort "Tätigkeit" die Angabe 
"nach § 24 Abs. 1 bis 3" eingefügt. 

  bb) Folgender Satz wird angefügt: 

   "Gleichzeitig mit dem Bericht nach Satz 1 legt der Hessi-
sche Datenschutzbeauftragte dem Landtag einen Bericht 
über seine Tätigkeit nach § 24 Abs. 4 vor." 

 b) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

  aa) In Satz 1 wird nach dem Wort "Zwischenbericht" die An-
gabe "nach Abs. 1 Satz 1 und 3" eingefügt. 

  bb) Satz 2 wird aufgehoben. 
 
6. § 31 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

 a) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 

  "Der Hessische Datenschutzbeauftragte übt für die bei ihm tätigen 
Beamten die Aufgaben der obersten Dienstbehörde nach dem Hes-
sischen Disziplinargesetz aus." 

 b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. 
 
7. In § 41 Abs. 2 werden die Wörter "fünfzigtausend Deutsche Mark" 

durch "50 000 Euro" ersetzt. 
 
8. Nach § 41 wird als neuer § 42 eingefügt: 

 "§ 42 
 Rechtsweg 

 
 Für Klagen gegen Maßnahmen des Hessischen Datenschutzbeauftrag-

ten nach § 24 Abs. 4 ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben. Ein 
Vorverfahren nach dem 8. Abschnitt der Verwaltungsgerichtsordnung 
in der Fassung vom 19. März 1991 (BGBl. I S. 686), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 22. Dezember 2010 (BGBl. I. S. 2248), findet 
nicht statt." 

 
9. Der bisherige § 42 wird § 43 und wie folgt geändert: 

 a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

 "§ 43 
 Übergangsvorschriften" 

 
 b) Der bisherige Gesetzestext wird Abs. 1. 
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 c) Als Abs. 2 wird angefügt: 

  "(2) Für die Person, die am 30. Juni 2011 das Amt des Hessi-
schen Datenschutzbeauftragten inne hat, gilt bis zur ersten Wahl 
des Hessischen Datenschutzbeauftragten nach dem 1. Juli 2011 
§ 21 Abs. 3 und 6 in der bis zum 30. Juni 2011 geltenden Fassung 
fort und findet § 21 Abs. 7 und 8 keine Anwendung." 

 
10. Der bisherige § 43 wird aufgehoben. 
 
11.  Der bisherige § 44 wird wie folgt geändert: 

 a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

 "§ 44  
 Inkrafttreten, Außerkrafttreten" 

 b) Folgender Satz wird angefügt: 

  "Es tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2016 außer Kraft." 

 
Artikel 2 

Aufhebung bisherigen Rechts 
 
Die Verordnung zur Regelung der Zuständigkeiten nach dem Bundesdaten-
schutzgesetz und anderen Gesetzen zum Datenschutz vom 10. Februar 2005 
(GVBl. I S. 90), zuletzt geändert durch Verordnung vom 29. November 
2010 (GVBl. I S. 450), wird aufgehoben. 
 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2011 in Kraft." 
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Begründung: 
 
A. Allgemeines 
 
Die Fraktionen der CDU, der SPD, der FDP und BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN haben am 8. Oktober 2010 im Rahmen der sogenannten "Wies-
badener Erklärung" gemeinsame Eckpunkte zu einer Neuregelung der daten-
schutzrechtlichen Kontrolle in Hessen vereinbart, die insbesondere folgende 
Eckpunkte enthielt: 
 
"1.  Die Zuständigkeit für Überwachung und Schutz bei der Verarbeitung 

personenbezogener Daten wird in Hessen für den öffentlichen und 
den privatrechtlichen (= nicht öffentlichen Bereich) unter dem Dach 
des Hessischen Datenschutzbeauftragten zusammengeführt. 

 
2.  Der Hessische Datenschutzbeauftragte übt sein Amt in völliger Unab-

hängigkeit aus. Bei Maßnahmen des Datenschutzbeauftragten gegen-
über privaten Dritten ist der Verwaltungsrechtsweg eröffnet. 

 
3.  Der Hessische Datenschutzbeauftragte wird weiterhin auf Vorschlag 

der Landesregierung uns für die Dauer der jeweiligen Wahlperiode 
vom Landtag gewählt. Das Amt des Hessischen Datenschutzbeauf-
tragten wird von der nächsten Neuwahl an als hauptamtliche Tätigkeit 
ausgeübt.  

 
4.  Der Hessische Datenschutzbeauftragte ist dem Landtag gegenüber 

informations- und berichtspflichtig." 
 
Der vorgelegte Änderungsantrag hat das Ziel, die in der Wiesbadener Erklä-
rung niedergelegten Eckpunkte umzusetzen. 
 
B.  Zu den einzelnen Vorschriften 
 
Zu Art. 1 - Änderung des Hessischen Datenschutzgesetzes 
 
Zu Nr. 1 (Inhaltsübersicht) 
Die Inhaltsübersicht ist aufgrund der Änderung des Gesetzes in Art. 1 Nrn. 
7 bis 10 anzupassen. 
 
Zu Nr. 2 a (§ 20 Abs. 1 Satz 3) 
Abweichend von dem zum 1. Januar 1999 festgelegten Umrechnungsfaktor 
1,95583 DM = 1 Euro und unter Beachtung der Rundungsregeln nach der 
Verordnung (EG) Nr. 1103/97 des Rates vom 17. Juni 1997 über bestimmte 
Vorschriften im Zusammenhang mit der Einführung des Euros (ABl. EG 
Nr. L 162 S. 1) erfolgt im Rahmen der Änderung des § 20 Abs. 1 Satz 3 zur 
Vermeidung ungerader Beträge eine Umrechnung der Entschädigungshöhe 
im Verhältnis 2 DM = 1 Euro. Eine solche Glättung der Beträge erscheint 
zweckmäßig, messbare Folgen auf die Einkommens- und Vermögenssituati-
on der Bürgerinnen und Bürger oder auf die Einnahmen und Ausgaben des 
Landeshaushalts sind mit ihr nicht verbunden. 
 
Zu Nr. 2 b (§ 20 Abs. 2) 
Durch die Novellierung des Bürgerlichen Gesetzbuches (BGB) im Jahr 2002 
hat § 852 BGB, die Vorschrift über die Verjährung unerlaubter Handlungen, 
einen anderen Regelungsinhalt erhalten. Das Hessische Datenschutzgesetz 
(HDSG) wird durch die eingefügte Verweisung ohne eine inhaltliche Ände-
rung an die geänderten Vorschriften des BGB angepasst.  
 
Zu Nr. 3 a (§ 21 Abs. 2) 
Der Hessische Datenschutzbeauftragte steht auch zukünftig in einem öffent-
lich-rechtlichen Amtsverhältnis und wird kein Beamter des Landes. Diese 
Gestaltung des Amts gewährleistet die vollständige Unabhängigkeit des 
Amtsinhabers, wie sie der Europäische Gerichtshof (EuGH) in seinem Urteil 
vom 9. März 2010 (Az. C-518/07) im Streitverfahren der Europäischen 
Kommission gegen die Bundesrepublik Deutschland verlangt hat. Der Hessi-
sche Datenschutzbeauftragte unterliegt damit auch weiterhin weder einer 
Rechts- oder Fachaufsicht noch einer Dienstaufsicht als Beamter. 
 
Da der Hessische Datenschutzbeauftrage die Zuständigkeit für die Aufsicht 
über den Datenschutz im nicht öffentlichen Bereich erhält und damit auch 
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die Übertragung von Eingriffsbefugnissen verbunden ist, wird § 21 Abs. 2 
um die Angaben der unparteiischen Amtsführung und der Wahrung der 
Gesetze ergänzt. 
 
Zu Nr. 3 b Doppelbuchstabe aa (§ 21 Abs. 3 Satz 2) 
Der Hessische Datenschutzbeauftragte soll sein Amt zukünftig hauptberuf-
lich ausüben. Die mit der Übernahme der Aufsicht für den nicht öffentlichen 
Bereich verbundene Zunahme der Aufgaben führt zu einer erheblich höheren 
Arbeitsbelastung des Hessischen Datenschutzbeauftragten. Die Beschrän-
kung auf eine hauptamtliche Tätigkeit ist geboten.  
 
Zu Nr. 3 b Doppelbuchstabe bb (§ 21 Abs. 3 Satz 3 und 4) 
Der Hessische Datenschutzbeauftragte darf neben seiner Tätigkeit nicht 
solchen Nebentätigkeiten nachgehen, die das Vertrauen in die Unabhängig-
keit oder Unparteilichkeit seiner Amtsführung gefährden und mit dem Anse-
hen des Amtes unvereinbar sind. Damit untersagt die Regelung zum Beispiel 
eine entgeltliche Tätigkeit für eine Stelle, die der datenschutzrechtlichen 
Kontrolle des Hessischen Datenschutzbeauftragten unterliegt. Andererseits 
soll nicht jede Nebentätigkeit ausgeschlossen werden, da zum Beispiel einem 
vergleichbar unabhängigen Berufsrichter eine schriftstellerische, wissen-
schaftliche, künstlerische oder Vortragstätigkeit sowie die mit Lehr- oder 
Forschungsaufgaben zusammenhängende selbstständige Gutachtertätigkeit, 
wenn er zugleich Lehrer an einer öffentlichen Hochschule ist, ohne Geneh-
migung erlaubt ist. Der Hessische Datenschutzbeauftragte soll insoweit nicht 
schlechter gestellt sein. Aufgrund seiner besonderen Stellung unterliegen Art 
und Umfang der Nebentätigkeiten sowie die dafür erhaltenen Vergütungen 
allein der Kontrolle durch den Landtag. Die im Gesetz vorgesehene Ver-
pflichtung zur Auskunft über die Nebentätigkeiten schafft die Vorausset-
zung, damit der Landtag die Kontrolle ausüben kann. 
 
Zu Nr. 3 c (§ 21 Abs. 4) 
Die Regelung in Abs. 4 entspricht in verfahrensrechtlicher Hinsicht dem 
Art. 115 Abs. 1 der Hessischen Verfassung (HV). Dem Hessischen Daten-
schutzbeauftragten können vor Ablauf der Amtszeit durch Urteil des Staats-
gerichtshofs das Amt und die Rechte aus dem Amt aufgrund einer Anklage 
des Landtags abgesprochen werden. Wie bei der Ministeranklage nach Art. 
115 Abs. 1 HV ist ein Antrag von mindestens 15 Mitgliedern des Landtags 
erforderlich, der der Zustimmung von zwei Dritteln der gesetzlichen Zahl 
der Mitglieder des Landtags bedarf. Gewährleistet wird hierdurch, dass ein 
Verfahren zur "vorzeitigen Abberufung" des Hessischen Datenschutzbeauf-
tragten aus dem Amt nur unter eng begrenzten formellen Voraussetzungen 
durchgeführt werden kann. Für das Verfahren sind die §§ 31 bis 35 des 
Gesetzes über den Staatsgerichtshof entsprechend anzuwenden.  
 
In materieller Hinsicht sind jedoch anders als bei der Ministeranklage nach 
Art. 115 Abs. 1 HV nicht die schuldhafte Verletzung der Verfassung oder 
der Gesetze Voraussetzung, sondern, wie in § 21 Abs. 4 Satz 3 HDSG der 
noch geltenden Fassung geregelt, das Vorliegen von Tatsachen, die bei ei-
nem Beamten die Entlassung aus dem Dienst rechtfertigen. Damit können 
nicht nur Rechtsverletzungen im Zusammenhang mit der Amtstätigkeit be-
rücksichtigt werden, sondern auch private Verfehlungen. Um eine Anklage 
vor dem Staatsgerichtshof bei privaten Verfehlungen erheben zu können, 
sind die Voraussetzungen für die Entlassung eines Beamten maßgebend. Im 
Übrigen besteht beim Hessischen Datenschutzbeauftragten ansonsten keine 
Möglichkeit zur Beendigung des Amtsverhältnisses.  
 
Zur Konkretisierung wird die bisherige Regelung um den Verweis auf die §§ 
22 und 23 Abs. 1 und 3 Nr. 1 des Beamtenstatusgesetzes (BeamtStG) und 
um die Voraussetzungen, die zur Beendigung des Beamtenverhältnisses nach 
§ 24 BeamtStG führen, ergänzt. Die §§ 22 und 23 Abs. 1 BeamtStG sind mit 
§ 21 Deutsches Richtergesetz vergleichbar, auf den in § 23 Abs. 1 des Bun-
desdatenschutzgesetzes für die Entlassung des Bundesdatenschutzbeauftrag-
ten verwiesen wird. § 23 Abs. 3 Nr. 1 BeamtStG wird in Bezug genommen, 
um zu verdeutlichen, dass auch Handlungen, die bei einem Beamten auf 
Lebenszeit mindestens die Kürzung der Dienstbezüge zur Folge hätte, zur 
Entlassung bzw. zur Abberufung durch Urteil des Staatsgerichtshofs führen 
können. Außerdem wird § 24 BeamtStG in Bezug genommen, der die Been-
digung des Beamtenverhältnisses durch ein Strafurteil betrifft. Auch in der 
Kommentarliteratur wird zu § 23 Abs. 1 BDSG auf § 24 DRiG verwiesen, 
welcher die Beendigung des Richterverhältnisses durch richterliche Ent-
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scheidung betrifft (vgl. Simitis, Komm. zum BDSG, 6. Aufl. 2006, Rdn. 3 
zu § 23), obwohl der Wortlaut des § 23 BDSG nur von "Entlassung" 
spricht. Zur Vermeidung solcher Auslegungsfragen wird dies in der Vor-
schrift direkt geregelt.  
Die weiteren Änderungen sind Folgeänderungen. In dem Satz 6 neu wird 
das Wort "Er" aus Gründen der Rechtsklarheit durch "Der Hessische Daten-
schutzbeauftragte" ersetzt. 
 
Zu Nr. 3 d (§ 21 Abs. 6) 
Der Hessische Datenschutzbeauftragte erhält, da er seine Tätigkeit im 
Hauptberuf ausübt, eine der Bedeutung des Amts angemessene Vergütung. 
Nach Abs. 6 erhält er vom Beginn des Kalendermonats an, in dem das 
Amtsverhältnis beginnt, bis zum Ende des Kalendermonats, in dem das 
Amtsverhältnis endet, als Amtsbezüge in entsprechender Anwendung des 
Bundesbesoldungsgesetzes vom 6. August 2002 (BGBl. I S. 3022) in der am 
31. August 2006 geltenden Fassung ein Amtsgehalt in Höhe des jeweils 
einem Beamten des Landes Hessen zustehenden Grundgehaltes der Besol-
dungsgruppe B 7 sowie einen Familienzuschlag in der jeweils einem Beam-
ten des Landes Hessen zustehenden Höhe.  
 
Daneben finden hinsichtlich Reisekosten, Umzugskosten, Trennungsgeld und 
Beihilfen die für die Beamtinnen und Beamten des Landes Hessen geltenden 
Vorschriften Anwendung. Gleiches gilt in Urlaubsangelegenheiten. 
 
Zu Nr. 3 e (§ 21 Abs. 7 und 8) 
Abs. 7 regelt die Zuständigkeiten für die Festsetzung der Amtsbezüge, der 
Sonderzahlungen, der reisekostenrechtlichen Erstattungsbeträge sowie der 
Beihilfe. Sie orientieren sich an den für oberste Landesbehörden und in der 
Landesverwaltung ansonsten bestehenden Zuständigkeiten der Hessischen 
Bezügestelle für die Vergütungen, sowie der Dienststelle für die Reisekos-
ten. 
 
Die Kanzlei des Landtags ist die zuständige Beihilfefestsetzungsstelle für die 
Beschäftigten des Landtags. Daher soll diese Aufgabe auch in Bezug auf den 
Hessischen Datenschutzbeauftragten durch die Kanzlei des Landtags wahr-
genommen werden. 
 
Nach Abs. 8 erhalten der Hessische Datenschutzbeauftragte und seine Hin-
terbliebenen Versorgung in entsprechender Anwendung der in Hessen für 
die Mitglieder der Landesregierung geltenden Bestimmungen. Die Zustän-
digkeitsregelung für die Festsetzung der Versorgungsbezüge entspricht der 
Regelung für die Mitglieder der Landesregierung. 
 
Zu Nr. 4 a (§ 24 Abs. 3) 
Nach Art. 28 Abs. 6 der Richtlinie 95/46/EG (EG-Datenschutzrichtlinie) ist 
der Hessische Datenschutzbeauftragte zur Zusammenarbeit mit den Daten-
schutzaufsichtsbehörden anderer EU-Staaten verpflichtet. Er ist Vertreter 
der Datenschutzbeauftragten der Länder in mehreren EU-Gremien, die Da-
tenschutzaufgaben auf europäischer Ebene wahrnehmen. Diese umfangreiche 
europäische Zusammenarbeit des Hessischen Datenschutzbeauftragten wird 
im Gesetz durch den Bezug auf den Datenschutz in der Europäischen Union 
zum Ausdruck gebracht. Darüber hinaus kann der Hessische Datenschutzbe-
auftragte zur Erfüllung seiner Kontrollaufgaben weltweit mit Aufsichtsbe-
hörden für den Datenschutz zusammenarbeiten, insbesondere durch den 
Austausch sachdienlicher Informationen. 
 
Zu Nr. 4 b (§ 24 Abs. 4) 
EuGH hat am 9. März 2010 entschieden, dass  
"die Bundesrepublik Deutschland […] gegen ihre Verpflichtungen aus Art. 28 
Abs. 1 Unterabs. 2 der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr versto-
ßen [hat], indem sie die für die Überwachung der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten durch nichtöffentliche Stellen und öffentlich-rechtliche Wettbe-
werbsunternehmen zuständigen Kontrollstellen in den Bundesländern staatli-
cher Aufsicht unterstellt und damit das Erfordernis, dass diese Stellen ihre 
Aufgaben in "völliger Unabhängigkeit" wahrnehmen, falsch umgesetzt hat." 
 
Der EuGH führt in der Begründung des Urteils aus, dass die nach Art. 28 
Abs. 1 Unterabs. 2 EG-Datenschutzrichtlinie erforderliche Unabhängigkeit 
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jede Anordnung und jede sonstige äußere Einflussnahme, sei sie unmittelbar 
oder mittelbar, ausschließe, durch die infrage gestellt werden könnte, dass 
die Aufsichtsbehörden ihre Aufgabe, den Schutz des Rechts auf Privatsphäre 
und den freien Verkehr personenbezogener Daten ins Gleichgewicht zu 
bringen, erfüllen. Eine solche Einflussnahme sieht der EuGH in jeder Form 
der staatlichen Aufsicht, wobei das Gericht diese mit der Aufsicht durch eine 
Regierung gleich setzt. 
 
Gegenwärtig obliegt die Datenschutzaufsicht für den nicht öffentlichen Be-
reich dem Regierungspräsidium Darmstadt. Das Regierungspräsidium unter-
steht bei der Erfüllung dieser Aufgabe einer umfassenden Aufsicht durch das 
Ministerium des Innern und für Sport. Diese Organisation der Datenschutz-
aufsicht für den nicht öffentlichen Bereich ist nach dem Urteil des EuGH 
nicht länger zulässig und muss deshalb neu geordnet werden. 
 
Nach § 22 HDSG ist der Hessische Datenschutzbeauftragte in Ausübung 
seines Amtes unabhängig und nur dem Gesetz unterworfen. Er erfüllt die 
Anforderungen des Art. 28 Abs. 1 Unterabs. 2 EG-Datenschutzrichtlinie, 
wie sie der EuGH in seinem Urteil formuliert hat. Der Gesetzentwurf über-
trägt daher dem Hessischen Datenschutzbeauftragten die Zuständigkeit für 
die Aufsicht über den Datenschutz im nicht öffentlichen Bereich als neue 
Aufgabe. Damit werden zugleich die für die Bürgerinnen und Bürger des 
Landes wichtigsten Bereiche der Datenschutzaufsicht, nämlich sowohl für 
die Behörden des Landes und der Kommunen als auch für die Unternehmen 
mit Stammsitz in Hessen, in einer Behörde konzentriert. 
 
Die Vorschrift übernimmt inhaltlich die bisherige Regelung aus der Verord-
nung zur Regelung der Zuständigkeiten nach dem Bundesdatenschutzgesetz 
und anderen Gesetzen zum Datenschutz aus dem Jahr 2005 auf, die mit dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes in Art. 2 aufgehoben wird. 
 
Nach Nr. 1 ist der Hessische Datenschutzbeauftragte die Aufsichtsbehörde, 
die die Einhaltung der Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes bei den 
in Hessen angesiedelten Unternehmen, Vereinen und Privaten kontrolliert. 
 
Durch Nr. 2 a wird ihm für diesen Aufgabenbereich zugleich die Befugnis 
übertragen, Bußgelder nach den Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes 
zu verhängen. Eine andere Behörde mit der Durchführung der Ordnungs-
widrigkeitenverfahren zu betrauen, würde zu einem höheren Verwaltungs-
aufwand führen. Beispielsweise müssen beide Behörden die Tatbestandsvor-
aussetzungen prüfen und sich hinsichtlich der Auslegung der einschlägigen 
Vorschriften des Bundesdatenschutzgesetzes abstimmen. Im Übrigen hat sich 
in der Aufsichtspraxis des Regierungspräsidiums Darmstadt gezeigt, dass 
Unternehmen bei der Überprüfung von Datenverarbeitungsvorgängen im 
Einzelfall eine höhere Kooperationsbereitschaft gegenüber der Aufsichtsbe-
hörde zeigen, wenn diese auf die Möglichkeit eines von ihr angeordneten 
Bußgelds hinweisen kann. 
 
Nr. 2 b überträgt dem Hessischen Datenschutzbeauftragten die Zuständigkeit 
für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten im Bereich des 
Telemediengesetzes, soweit es sich um Vorschriften handelt, die dem Schutz 
des Persönlichkeitsrechts dienen. Betroffene, die eine Beschwerde gegen den 
Anbieter eines Telemediendienstes erheben, weil sie eine unzulässige Verar-
beitung ihrer Daten durch das Unternehmen befürchten, werden sich in der 
Regel an die Datenschutzaufsichtsbehörde wenden. Diese Regelung ist daher 
auch bürgerfreundlich, weil sie den berechtigten Erwartungen der Betroffe-
nen entspricht. 
 
Nr. 3 überträgt dem Hessischen Datenschutzbeauftragten die Leistung von 
Hilfe nach Art. 13 Abs. 2 Buchst. a des Übereinkommens zum Schutz des 
Menschen bei der automatischen Verarbeitung personenbezogener Daten. 
 
Zu Nr. 5 a (§ 30 Abs. 1) 
Mit der Änderungen der Vorschrift werden die Berichtspflichten des Hessi-
schen Datenschutzbeauftragten an die geänderte Zuständigkeit für die Aufsicht 
im nicht öffentlichen Bereich angepasst. Der Hessische Datenschutzbeauftragte 
hat dem Landtag zukünftig auch den Bericht über die Aufsichtstätigkeit im 
nicht öffentlichen Bereich vorzulegen, den bisher die Landesregierung erstattet 
hat. Die Berichtspflicht der Landesregierung entfällt demgemäß. 
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Zu Nr. 5 b (§ 30 Abs. 2) 
Mit der Änderungen der Vorschrift werden die Berichtspflichten der Lan-
desregierung an die geänderte Zuständigkeit für die Aufsicht im nicht öffent-
lichen Bereich angepasst. Die Landesregierung legt dem Landtag zukünftig 
nur noch die Stellungnahme zum Tätigkeitsbericht des Hessischen Daten-
schutzbeauftragten über die Aufsicht im öffentlichen Bereich vor. Die Be-
richtspflicht der Landesregierung für den nicht öffentlichen Bereich entfällt. 
 
Zu Nr. 6 (§ 31 Abs. 2) 
Im Hinblick auf die vom EuGH in seinem Urteil vom 9. März 2010 (siehe 
oben zu Nr. 4 b) dargestellten Anforderungen an die Unabhängigkeit der 
Aufsichtsbehörde für den Datenschutz von äußerer Einflussnahme erhält der 
Hessische Datenschutzbeauftragte auch die Befugnisse der obersten Dienst-
behörde nach dem Hessischen Disziplinargesetz in Bezug auf die in seiner 
Behörde tätigen Beamten. Der Hessische Datenschutzbeauftragte ist dadurch 
in der Lage, selbst über die ggf. notwendige Einleitung eines Disziplinarver-
fahrens und Sanktionen zu entscheiden. Das erhöht die Unabhängigkeit des 
Hessischen Datenschutzbeauftragten von der Mitwirkung einer anderen 
Stelle bei wichtigen Personalentscheidungen. 
 
Zu Nr. 7 (§ 41 Abs. 2) 
Die aktuellen Vorfälle des Datenmissbrauchs und der zweckwidrigen Ver-
wendung von Daten, die im August 2008 für bundesweites Aufsehen gesorgt 
haben, machen es erforderlich, die bei solchen Verstößen anzuwendende 
Bußgeldvorschrift zu verschärfen. Während das Bundesdatenschutzgesetz in 
§ 43 Abs. 3 für den Missbrauch nicht allgemein zugänglicher personenbezo-
gener Daten eine Geldbuße von bis zu 250.000 € vorsieht, erscheint es gebo-
ten, den Bußgeldbetrag in § 41 Abs. 2 zumindest von 50.000 DM auf 
50.000 € anzuheben. 
 
Zu Nr. 8 (§ 42) 
Die Regelung stellt klar, dass für Klagen gegen Maßnahmen des Hessischen 
Datenschutzbeauftragten, die er als Aufsichtsbehörde für den nicht öffentli-
chen Bereich nach § 24 Abs. 4 des Gesetzes trifft, der Verwaltungsrechts-
weg eröffnet ist und es eines Vorverfahrens nach den Vorschriften des Ach-
ten Abschnitts der VwGO nicht bedarf. 
 
Zu Nr. 9 (§ 43) 
Die Übergangsvorschrift erlaubt dem gewählten Amtsinhaber die Fortfüh-
rung des Amts in der bisherigen Form bis zur Wahl eines Nachfolgers. 
 
Zu Nr. 10 
Der bisherige § 43 ist durch den Vollzug der Regelung gegenstandlos ge-
worden und kann aufgehoben werden. 
 
Zu Nr. 11 (§ 44) 
Es wird eine Regelung zum Außerkrafttreten in das Gesetz aufgenommen. 
 
Zu Art. 2 - Aufhebung bisherigen Rechts 

In Art. 2 wird die Verordnung zur Regelung der Zuständigkeiten nach dem 
Bundesdatenschutzgesetz und anderen Gesetzen zum Datenschutz aufgeho-
ben. Die dort geregelten Zuständigkeiten werden durch die Änderung nach 
Art. 1 Nr. 4 Buchst. b (§ 24 Abs. 4 HDSG) dem Hessischen Datenschutzbe-
auftragten übertragen. 
 
Zu Art. 3 - Inkrafttreten 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Änderungsgesetzes. 
 
 
Wiesbaden, 22. März 2011 
 
Für die Fraktion der CDU Für die Fraktion der SPD 
Der Fraktionsvorsitzende: Der Parl. Geschäftsführer: 
Dr. Wagner (Lahntal) Rudolph 
 
Für die Fraktion Für die Fraktion  
der FDP BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
Der Fraktionsvorsitzende: Der Fraktionsvorsitzende: 
Rentsch Al-Wazir 
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Gesetzentwurf 
 
der Fraktion der SPD,  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und  
der Fraktion der FDP 
 
 
 
Gesetz über die Unabhängigkeit des Landesbeauftragten für Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit  
 
 
A Problem 
 
Der Europäische Gerichtshof (EuGH) hat in einem Urteil vom 9. März 2010 (C-518/07) für 
Recht erkannt, dass die Bundesrepublik Deutschland gegen ihre Verpflichtung aus der Richt-
linie 95/46/EG verstoßen hat, indem sie die Kontrollstellen zur Überwachung der Verarbei-
tung personenbezogener Daten im nicht-öffentlichen Bereich und bei öffentlich-rechtlichen 
Wettbewerbsunternehmen in den Bundesländern staatlicher Aufsicht unterstellt hat. Damit 
habe sie das Erfordernis einer Aufgabenwahrnehmung „in völliger Unabhängigkeit“ falsch 
umgesetzt. Diese Entscheidung hat Auswirkung für die Datenschutzaufsicht im nicht-
öffentlichen Bereich der Länder. In Nordrhein-Westfalen ist der Landesbeauftragte für Da-
tenschutz und Informationsfreiheit (LDI) - anders als in anderen Ländern - schon jetzt zu-
ständig für den Datenschutz im öffentlichen und im nicht-öffentlichen Bereich. Nach Artikel 
77 a Abs. 2 der Landesverfassung ist der Datenschutzbeauftragte in Ausübung seines Am-
tes „unabhängig und nur dem Gesetz unterworfen“. Er ist nach § 21 Abs. 3 Datenschutzge-
setz NRW (DSG NRW) organisationsrechtlich dem Ministerium für Inneres und Kommunales 
angegliedert, wobei ein bestimmtes Maß an organisatorischer Eigenständigkeit gewahrt ist. 
Der LDI ist im Übrigen nach § 22 Abs. 6 DSG NRW Aufsichtsbehörde im Sinne des § 38 
Bundesdatenschutzgesetz (BDSG); insofern untersteht er der Aufsicht (Rechts- und Fach-
aufsicht) des Ministeriums für Inneres und Kommunales. Nach § 34 Abs. 3b DSG NRW ist 
der LDI Bußgeldbehörde nach § 43 BDSG. 
Die EU-Kommission verlangt von der Bundesrepublik Deutschland, dass die unverzügliche 
Umsetzung des Urteils erfolgt. Somit sind die Länder gehalten, ihre Rechtslage umgehend 
an die Anforderungen der EG-Datenschutzrichtlinie anzupassen. Anderenfalls hat die EU-
Kommission mit Sanktionen gedroht. 
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B Lösung  
 
Mit Artikel 1 des Gesetzes über die Unabhängigkeit des Landesbeauftragten für Datenschutz 
und Informationsfreiheit wird das DSG NRW dahingehend geändert, dass jegliche Aufsicht 
(Fach- und Rechtsaufsicht) über den LDI im Rahmen der Datenschutzaufsicht im nicht-
öffentlichen Bereich wegfällt. Hierdurch wird im Lichte der verbindlichen Entscheidung des 
EuGH ein „ministerialfreier Raum“ im Bereich der Datenschutzaufsicht im nicht-öffentlichen 
Bereich geregelt, dessen verfassungsrechtliche Zulässigkeit sich ausnahmsweise aus dem 
Grundsatz der Europarechtsfreundlichkeit des Grundgesetzes (Art. 23 Grundgesetz) folgern 
lässt. Die Teilnahme an der Verwirklichung einer Harmonisierung der Datenschutzaufsicht 
auf europäischer Ebene ist ein legitimes und gewichtiges Anliegen.  
Die weiteren Regelungen des Gesetzes stärken zusätzlich die Unabhängigkeit des LDI. Der 
LDI verselbständigt sich vom Ministerium für Inneres und Kommunales als neue Landesbe-
hörde. Durch die Zuständigkeit des LDI als oberste Dienstbehörde gewinnt dieser die volle 
Verantwortung für seine Beschäftigten. Mit der Übertragung der Antragsbefugnis bei schwe-
ren Verfehlungen über die Person des Landesbeauftragten selbst auf den Präsidenten des 
Landtages wird eine auch nur theoretische (mittelbare) Einflussnahme durch das für Daten-
schutz zuständige Ressort der Landesregierung auf den LDI, die einen Eingriff in die Unab-
hängigkeit darstellen könnte, von vornherein ausgeschlossen.  
Durch die Übergangsregelung in Artikel 1 werden die Voraussetzungen für einen geordneten 
Übergang auf die neue verselbständigte Organisationsstruktur des in seiner Unabhängigkeit 
gestärkten LDI geschaffen. Der Personalrat des Ministeriums für Inneres und Kommunales 
bleibt bis zum ersten Zusammentreten des neu zu wählenden eigenen Personalrates des 
LDI zuständig. Eine ähnliche Regelung ist für die Schwerbehindertenvertretung vorgesehen. 
Weiterhin wird die notwendige Sachausstattung gemäß § 21 Abs. 4 DSG NRW sicherge-
stellt. 
 
Das Gesetz enthält im Übrigen Informationsrechte des Parlamentes, die unter dem Aspekt 
der Rechenschaftslegung des LDI gegenüber dem Parlament auch vom EuGH für zulässig 
erachtet werden.  
 
Durch die Änderung der Anlage 1 des Landesbesoldungsgesetzes (Artikel 2) werden be-
stimmte Amtsbezeichnungen an die neue verselbständigte Struktur der Landesbehörde an-
gepasst. 
 
 
C Alternativen 
 
Keine 
 
 
D Kosten 
 
Keine 
 
 
E Zuständigkeit 
 
Zuständig innerhalb der Landesregierung ist das Ministerium für Inneres und Kommunales. 
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F Auswirkungen auf die Selbstverwaltung und die Finanzlage der Gemeinden und 

Gemeindeverbände 
 
Keine 
 
 
G Finanzielle Auswirkungen auf die Unternehmen und die privaten Haushalte 
 
Keine 
 
 
H Berichtspflicht 
 
Keine  
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G e g e n ü b e r s t e l l u n g 

 
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD,  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der Fraktion der FDP 

 Auszug aus den geltenden Gesetzesbe-
stimmungen  
 
 

Gesetz über die Unabhängigkeit des 
Landesbeauftragten für Datenschutz und 
Informationsfreiheit  
 

  

Inhaltsübersicht 
 
Artikel 1 
Änderung des Datenschutzgesetzes Nord-
rhein-Westfalen 
 
Artikel 2 
Änderung des Landesbesoldungsgesetzes 
 
Artikel 3 
Änderung der Verordnung über die Ernen-
nung, Entlassung und Zurruhesetzung der 
Beamten und Richter des Landes Nord-
rhein-Westfalen vom 27. Juni 1978 
 
Artikel 4  
Rückkehr zum einheitlichen Verordnungs-
rang  
 
Artikel 5 
Inkrafttreten 
 
 

  

Artikel 1 
 
Änderung des Datenschutzgesetzes 
Nordrhein-Westfalen 
 
Das Datenschutzgesetz Nordrhein-
Westfalen in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 9. Juni 2000 (GV.NRW.S. 542), 
zuletzt geändert durch Artikel 5 des Geset-
zes vom 8. Dezember 2009 (GV.NRW.S. 
765), wird wie folgt geändert: 
 

  
 
Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen 
- DSG NRW 

1. Das Inhaltsverzeichnis wird wie folgt ge-
ändert: 

 
 
 
 
 

 Inhaltsverzeichnis  
 
§ 1 Aufgabe 
§ 2 Anwendungsbereich 
§ 3 Begriffsbestimmungen 
§ 4 Zulässigkeit der Datenverarbeitung 
§ 4 a Verbunddateien 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217614
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217615
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217616
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217617
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217618
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a) Nach „§ 21 Berufung und Rechtsstel-
lung“ wird „§ 21a Übergangsregelung“ 
eingefügt. 

 
b) Die Angabe „§ 23 (aufgehoben)“ wird 

durch „§ 23 Vorverfahren“ ersetzt. 
 
 
 
 
 
c) Die Angabe „§ 27 Datenschutzbericht“ 

wird wie folgt gefasst: 
 

„§ 27 Datenschutzbericht, Gutachter-
tätigkeit und Informationspflich-
ten“. 

 

§ 5  Rechte der betroffenen Person 
§ 6  Datengeheimnis 
§ 7  Sicherstellung des Datenschutzes 
§ 8  Verfahrensverzeichnis 
§ 9  Automatisiertes Abrufverfahren und 

regelmäßige Datenübermittlung 
§ 10 Technische und organisatorische 

Maßnahmen 
§ 10 a Datenschutzaudit 
§ 11  Verarbeitung personenbezogener 

Daten im Auftrag 
§ 12  Erhebung 
 
§ 13 Zweckbindung bei Speicherung, 

Veränderung und Nutzung 
§ 14 Übermittlung innerhalb des öffentli-

chen Bereichs 
§ 15 Übermittlung an öffentlich-rechtliche 

Religionsgesellschaften 
§ 16 Übermittlung an Personen oder Stel-

len außerhalb des öffentlichen Be-
reichs 

§ 17 Übermittlung an ausländische Stel-
len 

§ 18 Auskunft, Einsichtnahme 
§ 19 Berichtigung, Sperrung und Lö-

schung 
§ 20 Schadensersatz 
§ 21 Berufung und Rechtsstellung 
 
 
§ 22 Aufgaben und Befugnisse 
§ 23 (aufgehoben) 
 
§ 24 Beanstandungen durch den Lan-

desbeauftragten 
§ 25 Anrufungsrecht der betroffenen Per-

son 
§ 26 (aufgehoben)  
§ 27 Datenschutzbericht 
 
 
 
 
 
§ 28 Datenverarbeitung für wissenschaft-

liche Zwecke 
§ 29 Datenverarbeitung bei Dienst- und 

Arbeitsverhältnissen 
§ 29 a Mobile personenbezogene Daten-

verarbeitungssysteme 
§ 29 b Optisch-elektronische Überwachung 
§ 30 Fernmessen und Fernwirken 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217619
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217620
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217621
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217622
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217623
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217623
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217624
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217624
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217625
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217626
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217626
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217627
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217628
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217628
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217629
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217629
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217630
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217630
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217631
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217631
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217631
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217632
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217632
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217633
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217634
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217634
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217635
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217636
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217637
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217638
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217639
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217639
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217640
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217640
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217641
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217642
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217643
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217643
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217644
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217644
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217645
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217645
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217646
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217647
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§ 31 Nutzung von Verwaltungsdaten für 

die Erstellung von Statistiken 
§ 32  Nutzung von Einzelangaben aus der 

amtlichen Statistik durch Gemeinden 
und Gemeindeverbände 

§ 32 a Behördliche Datenschutzbeauftragte 
§ 33 Straftaten 
§ 35 Übergangsvorschriften 
§ 36 Berichtspflicht 
 
 
 
 

2. § 21 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 
 
 „(3) Der Landesbeauftragte für Daten-

schutz und Informationsfreiheit ist ei-
ne Landesbehörde; er hat seinen Sitz 
in Düsseldorf. Er ist oberste Dienst-
behörde und trifft Entscheidungen 

 § 21 
Berufung und Rechtsstellung 
 
(1) Der Landtag wählt auf Vorschlag der 
Landesregierung einen Landesbeauftragten 
für Datenschutz und Informationsfreiheit mit 
mehr als der Hälfte der gesetzlichen Zahl 
seiner Mitglieder. Dieser muss die Befähi-
gung zum Richteramt oder zum höheren 
Dienst haben und die zur Erfüllung seiner 
Aufgaben erforderliche Fachkunde besitzen. 
Die Amts- und Funktionsbezeichnung "Der 
Landesbeauftragte für Datenschutz und 
Informationsfreiheit" wird in männlicher oder 
weiblicher Form geführt. 
 
(2) Der Landesbeauftragte für Datenschutz 
und Informationsfreiheit wird jeweils für die 
Dauer von acht Jahren in ein Beamtenver-
hältnis auf Zeit berufen. Nach Ende der 
Amtszeit bleibt er bis zur Ernennung eines 
Nachfolgers im Amt. Die Wiederwahl ist 
zulässig. Der Landesbeauftragte für Daten-
schutz und Informationsfreiheit ist in Aus-
übung seines Amtes unabhängig und nur 
dem Gesetz unterworfen. Der Landesbeauf-
tragte für Datenschutz und Informationsfrei-
heit bestellt eine Mitarbeiterin oder einen 
Mitarbeiter zur Stellvertreterin oder zum 
Stellvertreter. Diese oder dieser führt die 
Geschäfte im Verhinderungsfall. 
 
 
 
(3) Der Landesbeauftragte für Datenschutz 
und Informationsfreiheit ist dem Innenminis-
terium angegliedert. Er ist oberste Dienst-
behörde im Sinne des § 96 der Strafpro-
zessordnung und trifft Entscheidungen nach 

https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217648
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217648
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217649
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217649
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217649
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217650
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217651
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217653
https://lv.recht.nrw.de/lmi/owa/br_bes_text?anw_nr=2&gld_nr=2&ugl_nr=20061&bes_id=4908&menu=1&sg=0&aufgehoben=N&keyword=Datenschutzgesetz#det217654
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nach § 37 Beamtenstatusgesetz für 
sich und seine Bediensteten in eige-
ner Verantwortung. Die Bediensteten 
unterstehen nur seinen Weisungen.“ 

 

§ 37 Beamtenstatusgesetz für sich und sei-
ne Bediensteten in eigener Verantwortung. 
Im Übrigen untersteht er der Dienstaufsicht 
des Innenministeriums. 
 

b) Nach Absatz 3 werden folgende Ab-
sätze 3a und 3b eingefügt: 

 
„(3a) Für die beamtenrechtlichen An-
gelegenheiten des Landesbeauftrag-
ten für Datenschutz und Informations-
freiheit in Person ist das Ministerium 
für Inneres und Kommunales zustän-
dig, mit der Maßgabe, dass die Wahr-
nehmung der Zuständigkeit die Unab-
hängigkeit des Landesbeauftragten 
für Datenschutz und Informationsfrei-
heit nicht beeinträchtigt. 
 
(3b) In Disziplinarangelegenheiten 
des Landesbeauftragten für Daten-
schutz und Informationsfreiheit in Per-
son entscheiden die Richterdienstge-
richte. Auf das Verfahren vor den 
Richterdienstgerichten sind die Vor-
schriften des Landesrichtergesetzes 
anzuwenden. Die nach diesen Vor-
schriften zustehenden Befugnisse der 
Antrag stellenden Stellen übt der Prä-
sident des Landtags aus. Die nicht 
ständigen Beisitzer des Richterdienst-
gerichtes müssen Mitglieder der Ver-
waltungsgerichtsbarkeit sein.“ 

 

  

c) In Absatz 4 wird der letzte Halbsatz 
durch folgenden Halbsatz ersetzt: 

 
 
 „sie ist im Einzelplan des Landtages in 

einem eigenen Kapitel auszuweisen.“ 
 

 (4) Dem Landesbeauftragten für Daten-
schutz und Informationsfreiheit ist die für die 
Erfüllung seiner Aufgaben notwendige Per-
sonal- und Sachausstattung zur Verfügung 
zu stellen; sie ist im Einzelplan des Innen-
ministeriums in einem eigenen Kapitel aus-
zuweisen. 

 
d) Absatz 5 erhält folgende Fassung: 
 
 „(5) Der Landesbeauftragte für Daten-

schutz und Informationsfreiheit ist für 
alle beamten- und disziplinarrechtli-
chen Entscheidungen sowie für alle 
arbeitsrechtlichen Entscheidungen 
hinsichtlich seiner Beschäftigten zu-
ständig. Ihre Einbeziehung in den 
Personalaustausch in der Landesver-
waltung wird gewährleistet. Näheres 

  
 
(5) In Personalangelegenheiten hat der 
Landesbeauftragte für Datenschutz und 
Informationsfreiheit ein Vorschlagsrecht. Die 
Stellen sind im Einvernehmen mit ihm zu 
besetzen. Die Bediensteten können nur im 
Einvernehmen mit ihm versetzt oder abge-
ordnet werden; sie unterstehen seinen Wei-
sungen. 
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zur Personalgewinnung und zur Per-
sonalverwaltung kann der Landesbe-
auftragte für Datenschutz und Infor-
mationsfreiheit mit dem Ministerium 
für Inneres und Kommunales verein-
baren.“ 

 

 
 
 
 
 
 
(6) Der Landesbeauftragte für Datenschutz 
und Informationsfreiheit kann sich jederzeit 
an den Landtag wenden. 
 

3. Nach § 21 wird folgender § 21a einge-
fügt: 
 

„§ 21a  
Übergangsregelung 
 
(1) Bis zum Zusammentreten zur ersten 
Sitzung des gewählten Personalrates 
beim Landesbeauftragten für Daten-
schutz und Informationsfreiheit bleibt der 
Personalrat des Ministeriums für Inneres 
und Kommunales für Beschäftigte des 
Landesbeauftragten für Datenschutz und 
Informationsfreiheit zuständig. Die 
Schwerbehindertenvertretung des Minis-
teriums für Inneres und Kommunales 
führt die Geschäfte bis zur Bekanntgabe 
des Wahlergebnisses der Schwerbehin-
dertenvertretung beim Landesbeauftrag-
ten für Datenschutz und Informations-
freiheit zunächst weiter; diese über-
gangsweise Zuständigkeit im Bereich der 
Schwerbehindertenvertretung endet je-
doch spätestens sechs Monate nach In-
krafttreten des Gesetzes. 
 

(2) Bis zur Ausweisung der Personal- 
und Sachausstattung in einem eigenen 
Kapitel im Einzelplan des Landtages 
gemäß § 21 Absatz 4 Datenschutzgesetz 
Nordrhein-Westfalen durch den Haus-
haltsgesetzgeber erhält der Landesbe-
auftragte für Datenschutz und Informati-
onsfreiheit aus dem eigenen Kapitel im 
Einzelplan des Ministeriums für Inneres 
und Kommunales die Haushaltsmittel zur 
Erfüllung seiner Aufgaben.“ 
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4. § 22 wird wie folgt geändert: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem 
Wort „beraten“ die Worte „und infor-
mieren“ eingefügt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 22 
Aufgaben und Befugnisse 
 
(1) Der Landesbeauftragte für Datenschutz 
und Informationsfreiheit überwacht die Ein-
haltung der Vorschriften dieses Gesetzes 
sowie anderer Vorschriften über den Daten-
schutz bei den öffentlichen Stellen. Den 
Stellen kann der Landesbeauftragte für Da-
tenschutz und Informationsfreiheit auch 
Empfehlungen zur Verbesserung des Da-
tenschutzes geben, insbesondere die Lan-
desregierung und einzelne Ministerien, Ge-
meinden und Gemeindeverbände sowie die 
übrigen öffentlichen Stellen in Fragen des 
Datenschutzes beraten. 
 
 
(2) Die öffentlichen Stellen sind verpflichtet, 
den Landesbeauftragten für Datenschutz 
und Informationsfreiheit bei der Aufgabener-
füllung zu unterstützen und Amtshilfe zu 
leisten. Gesetzliche Geheimhaltungsvor-
schriften können einem Auskunfts- oder 
Einsichtsverlangen nicht entgegengehalten 
werden. Dem Landesbeauftragten für Da-
tenschutz und Informationsfreiheit sind ins-
besondere 
 
1. Auskunft über die Fragen zu erteilen so-

wie Einsicht in alle Datenverarbeitungs-
vorgänge, Dokumentationen und Auf-
zeichnungen zu gewähren, die im Zu-
sammenhang mit der Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten stehen, nament-
lich auch in die gespeicherten Daten, 

 
2. jederzeit Zutritt zu allen Diensträumen 

und Zugriff auf elektronische Dienste zu 
gewähren und 

 
3. Kopien von Unterlagen, von automati-

sierten Dateien, von deren Verfahren 
und von organisatorischen Regelungen 
zur Mitnahme zur Verfügung zu stellen, 
soweit nicht die Aufgabenerfüllung der 
verantwortlichen Stelle wesentlich ge-
fährdet wird. Die Gefährdung ist schrift-
lich zu begründen. 

 
Die Rechte nach Satz 3 dürfen nur vom 
Landesbeauftragten für Datenschutz und 
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b) Absatz 4 wird aufgehoben. 
 
 
 
 
 
 
c) Die Absätze 5 und 6 werden zu den 

Absätzen 4 und 5. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

d) In Absatz 5 (neu) werden die Sätze 3 
bis 7 aufgehoben. 

 

Informationsfreiheit persönlich ausgeübt 
werden, wenn die oberste Landesbehörde 
im Einzelfall feststellt, dass die Sicherheit 
des Bundes oder eines Landes dies gebie-
tet. In diesem Fall müssen personenbezo-
gene Daten einer betroffenen Person, der 
von der datenverarbeitenden Stelle Vertrau-
lichkeit besonders zugesichert worden ist, 
auch ihm gegenüber nicht offenbart werden.  
 
(3) Der Landesbeauftragte für Datenschutz 
und Informationsfreiheit ist frühzeitig über 
Planungen zur Entwicklung, zum Aufbau 
oder zur wesentlichen Veränderung auto-
matisierter Datenverarbeitungs- und Infor-
mationssysteme zu unterrichten, sofern in 
dem jeweiligen System personenbezogene 
Daten verarbeitet werden sollen. Dasselbe 
gilt bei Entwürfen für Rechts- oder Verwal-
tungsvorschriften des Landes, wenn sie 
eine Verarbeitung personenbezogener Da-
ten vorsehen. 
 
(4) Der Landtag und die Landesregierung 
können den Landesbeauftragten für Daten-
schutz und Informationsfreiheit mit der Er-
stattung von Gutachten und Stellungnah-
men oder der Durchführung von Untersu-
chungen in Datenschutzfragen betrauen.  
 
(5) Der Landesbeauftragte für Datenschutz 
und Informationsfreiheit ist befugt, perso-
nenbezogene Daten, die ihm durch Be-
schwerden, Anfragen, Hinweise und Bera-
tungswünsche bekannt werden, zu verarbei-
ten, soweit dies zur Erfüllung seiner Aufga-
ben erforderlich ist. Er darf im Rahmen von 
Kontrollmaßnahmen personenbezogene 
Daten auch ohne Kenntnis der betroffenen 
Person erheben. Von einer Benachrichti-
gung der betroffenen Person kann nach 
pflichtgemäßem Ermessen abgesehen wer-
den. Die nach den Sätzen 1 und 2 erhobe-
nen und verarbeiteten Daten dürfen nicht zu 
anderen Zwecken weiterverarbeitet werden. 
 
(6) Der Landesbeauftragte für Datenschutz 
und Informationsfreiheit arbeitet mit den 
Behörden und sonstigen Stellen zusammen, 
die für die Kontrolle der Einhaltung der Vor-
schriften über den Datenschutz in der Euro-
päischen Union, im Bund und in den Län-
dern zuständig sind. Aufsichtsbehörde im 
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Sinne des § 38 Bundesdatenschutzgesetz 
ist der Landesbeauftragte für Datenschutz 
und Informationsfreiheit. Insofern untersteht 
er der Aufsicht des Innenministeriums. Führt 
er die Weisungen nicht aus, kann ihn das 
Innenministerium erneut anweisen. Kommt 
er der neuerlichen Weisung nicht binnen 
einer Woche nach, steht zur Prüfung der 
Rechtmäßigkeit der Weisung der Rechts-
weg vor dem Verwaltungsgericht offen. 
Kommt der Landesbeauftragte für Daten-
schutz und Informationsfreiheit der Weisung 
auch nach Bestätigung ihrer Rechtmäßig-
keit durch das Verwaltungsgericht nicht 
nach, kann das Innenministerium den Ver-
treter anweisen; entgegenstehende Wei-
sungen des Landesbeauftragten für Daten-
schutz und Informationsfreiheit sind unbe-
achtlich. Das Innenministerium und der 
Landesbeauftragte für Datenschutz und 
Informationsfreiheit werden ermächtigt, Re-
gelungen zum weiteren Verfahren der Auf-
sicht im nicht-öffentlichen Bereich zu ver-
einbaren. 
 

5. Nach § 22 wird folgender § 23 eingefügt: 
 
 „§ 23  
 Vorverfahren 
 
 Abweichend von § 68 der Verwaltungs-

gerichtsordnung findet ein Vorverfahren 
nicht statt.“ 

 

  

6. § 27 wird wie folgt geändert: 
 

a) In der Überschrift werden hinter dem 
Wort „Datenschutzbericht“ die Wörter 
„, Gutachtertätigkeit und Informations-
pflichten“ eingefügt. 

 
b) Der bisherige Text wird zu Absatz 1. 
 
c) Nach Absatz 1 werden folgende Ab-

sätze 2 bis 3 eingefügt: 
 
 
 
 
 
 
 „(2) Der Landtag kann den Landesbe-

auftragten für Datenschutz und Infor-

  
 
§ 27 
Datenschutzbericht 
 
 
 
Der Landesbeauftragte für Datenschutz und 
Informationsfreiheit legt dem Landtag und 
der Landesregierung jeweils für zwei Kalen-
derjahre einen Bericht über seine Tätigkeit 
vor (Datenschutzbericht). Die Landesregie-
rung nimmt hierzu gegenüber dem Landtag 
schriftlich Stellung. Der Landesbeauftragte 
für Datenschutz und Informationsfreiheit 
berät und informiert mit dem Bericht und auf 
andere Weise die Bürger sowie die Öffent-
lichkeit zu Fragen des Datenschutzes. 
 



LANDTAG NORDRHEIN-WESTFALEN - 15. Wahlperiode Drucksache 15/1927 

 
 

13 

mationsfreiheit mit der Erstattung von 
Gutachten in Datenschutzfragen be-
trauen. 

 
 (3) Auf Ersuchen des Landtages hat 

der Landesbeauftragte für Daten-
schutz und Informationsfreiheit zu ak-
tuellen Entwicklungen von besonderer 
datenschutzrechtlicher Bedeutung zu 
berichten. Der Landtag kann die An-
wesenheit des Landesbeauftragten für 
Datenschutz und Informationsfreiheit 
verlangen. Schriftliche Äußerungen 
gegenüber dem Landtag sind gleich-
zeitig der Landesregierung zu über-
senden.“  

 
7. § 34 wird wie folgt geändert: 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 § 34 
Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer entgegen 
den Vorschriften über den Datenschutz in 
diesem Gesetz oder in anderen Rechtsvor-
schriften des Landes Nordrhein-Westfalen 
personenbezogene Daten, die nicht offen-
kundig sind, 
 
1. erhebt, speichert, zweckwidrig verwen-

det, verändert, weitergibt, zum Abruf be-
reithält oder löscht, 

2. abruft, einsieht, sich verschafft oder 
durch Vortäuschung falscher Tatsachen 
ihre Weitergabe an sich oder andere 
veranlasst. 

 
Ordnungswidrig handelt auch, wer unter 
den in Satz 1 genannten Voraussetzungen 
Einzelangaben über persönliche oder sach-
liche Verhältnisse einer nicht mehr be-
stimmbaren Person mit anderen Informati-
onen zusammenführt und dadurch die be-
troffene Person wieder bestimmbar macht. 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu 100.000 Deutschen Mark 
oder 50.000 Euro geahndet werden. 
 
(3) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 36 
Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungs-
widrigkeiten ist für die Verfolgung und Ahn-
dung von Ordnungswidrigkeiten 
 
a) nach den Absätzen 1 und 2 die Bezirks-
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Die Angabe in Absatz 3 b) „§ 9 des Tele-
dienstedatenschutzgesetzes“ wird durch 
die Angabe „§ 16 Absatz 2 Nr. 2 bis 5 
des Telemediengesetzes“ ersetzt. 

 

regierung, 
b) nach § 43 des Bundesdatenschutzgeset-

zes und nach § 9 des Teledienstedaten-
schutzgesetzes der Landesbeauftragte 
für Datenschutz und Informationsfreiheit. 

 
8. § 36 wird wie folgt geändert: 

 
 
 

Die Angabe „2014“ wird durch die Anga-
be „2016“ ersetzt. 

 

 § 36 
Berichtspflicht 
 
Die Landesregierung berichtet dem Landtag 
bis zum 31. Dezember 2014 und danach 
alle fünf Jahre über die Erfahrungen mit 
diesem Gesetz. 
 

Artikel 2 
 
Änderung des Landesbesoldungsgeset-
zes  
 
Das Landesbesoldungsgesetz in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 17. Februar 
2005 (GV.NRW.S. 154), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 5. April 
2011 (GV.NRW.S.196), wird wie folgt geän-
dert: 

 

  
 
Besoldungsgesetz für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Landesbesoldungsge-
setz - LBesG) 
 
 

Die Anlage 1 wird wie folgt geändert: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
1. In der Besoldungsgruppe B 2 wird bei 

der Amtsbezeichnung "Leitender  
Direktor 2) " nach dem Spiegelstrich "- als 
Leiter eines großen und bedeutenden 
Amtes der Verwaltung einer Stadt mit 
mehr als 100 000 Einwohnern-"  

 
als weiterer Spiegelstrich 

 
„- Ministerialrat als Leiter eines Referats 

beim Landesbeauftragten für Daten-
schutz und Informationsfreiheit-",  

 Anlage 1  
 
Besoldungsgruppe B2  
 
…  
 
Leitender Direktor 2) 

 

- als Leiter einer besonders großen und 
besonders bedeutenden Organisations-
einheit in der  Zentralverwaltung eines 
Landschaftsverbandes -  

- als Leiter einer großen und bedeutenden 
Organisationseinheit einer Kreisverwal-
tung -  

- als Leiter eines großen und bedeutenden 
Amtes der Verwaltung einer Stadt mit 
mehr als 100 000 Einwohnern -  

 
…  
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2. in der Besoldungsgruppe B 4 wird vor 

der Amtsbezeichnung „Direktor/Direktorin 
des Landesamtes für Personaleinsatz-
management“ die Amtsbezeichnung 

 
 „Leitender Ministerialrat als ständiger 

Vertreter des Landesbeauftragten für Da-
tenschutz und Informationsfreiheit -“  

 
 eingefügt. 

 

 Besoldungsgruppe B4 
 
Direktor/Direktorin des Landesamtes für 
Personaleinsatzmanagement  
 
…  

3. In der Besoldungsgruppe B 7 wird die 
Amtsbezeichnung "Landesbeauftragter 
für den Datenschutz“ durch die Amtsbe-
zeichnung "Landesbeauftragter für Da-
tenschutz und Informationsfreiheit“ 

 ersetzt. 
 

 Besoldungsgruppe B7 
 
…  
 
Landesbeauftragter für den Datenschutz 
 
… 

Artikel 3 
 
Änderung der Verordnung über die Er-
nennung, Entlassung und Zurruheset-
zung der Beamten und Richter des Lan-
des Nordrhein-Westfalen vom 27. Juni 
1978 
 
Die Verordnung über die Ernennung, Ent-
lassung und Zurruhesetzung der Beamten 
und Richter des Landes Nordrhein-
Westfalen vom 27. Juni 1978 
(GV.NRW.S. 286), zuletzt geändert durch 
Artikel 5 der Verordnung vom 18. November 
2008 (GV.NRW.S. 729), wird wie folgt ge-
ändert: 
 
Nach § 5 wird folgender § 5a eingefügt: 
 
 
 
 
 
„§ 5a 
 
Die Beamten des Landebeauftragten für 
Datenschutz und Informationsfreiheit wer-
den von diesem ernannt, entlassen und in 
den Ruhestand versetzt.“ 

 
 
 
 
 

  
 
Verordnung über die Ernennung, Entlas-
sung und Zurruhesetzung der Beamten 
und Richter des Landes Nordrhein-
Westfalen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 5 
 
Die §§ 1 bis 3 gelten entsprechend für die 
Erklärung des Einverständnisses zu einer 
Versetzung in den Landesdienst sowie für 
die Versetzung zu einem anderen Dienst-
herrn. 
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Artikel 4 
Rückkehr zum einheitlichen Verord-
nungsrang 
 
Die durch Artikel 3 geänderte Rechtsver-
ordnung kann auf Grund der einschlägigen 
Verordnungsermächtigungen durch Rechts-
verordnung geändert werden. 

 

  

Artikel 5 
Inkrafttreten 
 
Das Gesetz tritt am Tag nach der Verkün-
dung in Kraft. 
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Begründung 
 
Allgemeines 
 
Die Datenschutzaufsicht in Nordrhein-Westfalen ist bereits seit dem Jahre 2000 auf die Be-
hörde des Landesbeauftragten für den Datenschutz und Informationsfreiheit konzentriert. 
Seit dieser Zeit obliegt ihm nicht nur die Kontrolle im öffentlichen Bereich, bei dem er schon 
immer „unabhängig und nur dem Gesetz unterworfen“ war (Art. 77a Landesverfassung 
NRW); er wurde auch zuständige Datenschutzaufsichtsbehörde für die Privatwirtschaft nach 
§ 38 BDSG. Zusätzlich erhielt der Datenschutzbeauftragte auch die Befugnis, als Verwal-
tungsbehörde im Sinne des § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
Bußgeldbescheide auf der Grundlage des BDSG zu erlassen. Angesichts der Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichtes zu so genannten „ministerialfreien Räumen“ war es 
nur folgerichtig, dass auch das DSG NRW in § 22 Abs. 6 eine „Aufsicht“ des Ministeriums für 
Inneres und Kommunales über den LDI als Aufsichtsbehörde nach § 38 BDSG vorsieht. 
Auch die EG-Datenschutzrichtlinie, die in Art. 28 eine „Kontrollstelle“ regelt, die ihre zuge-
wiesene Aufgabe in „völliger Unabhängigkeit“ wahrnimmt, wurde nach herrschender Mei-
nung sowie nach der Auffassung von Bund und Ländern im Sinne einer „funktionellen Unab-
hängigkeit“ gedeutet. Danach sei es ausreichend, wenn die Kontrollstellen von dem ihrer 
Kontrolle unterstellten Bereich unabhängig seien und keinem sachfremden Einfluss unterlie-
gen würden. Zum anderen wurde gegen eine aufsichtsfreie Datenschutzaufsicht im nicht-
öffentlichen Bereich vorgetragen, dass das Demokratieprinzip bei Eingriffen von Behörden in 
die Rechte der Bürger und Unternehmen zumindest eine Rechtsaufsicht eines zuständigen 
Fachministers verlange, der für dieses Handeln die parlamentarische Verantwortung trage. 
Legt man diesen Maßstab zugrunde, so entsprach die bisherige Rechtslage nicht nur dem 
geltenden Verfassungsrecht, sondern auch den europäischen Vorgaben.  
 
In dem rechtskräftigen Urteil des EuGH vom 9.03.2010 (C-518/07) wird jedoch für Recht 
erkannt, dass die Bundesrepublik Deutschland gegen ihre Verpflichtung aus der Richtlinie 
95/46/EG verstoßen hat, indem sie die Kontrollstellen zur Überwachung der Verarbeitung 
personenbezogener Daten im nicht-öffentlichen Bereich und bei öffentlich-rechtlichen Wett-
bewerbsunternehmen in den Bundesländern staatlicher Aufsicht unterstellt und damit das 
Erfordernis einer Aufgabenwahrnehmung „in völliger Unabhängigkeit“ falsch umgesetzt hat.  
Nach eingehender Prüfung der Entscheidung des EuGH im Kreise von Bund und Ländern ist 
man zu der Einschätzung gekommen, dass angesichts der Entscheidung des EuGH, die sich 
mit den Vorbehalten von Bund und Ländern hinsichtlich der Wahrung des Demokratieprin-
zips bei einer aufsichtsfreien Kontrollstelle auseinandersetzt, ausnahmsweise ein ministerial-
freier Raum vertretbar ist. Zur Rechtfertigung eines solchen ministerialfreien Raumes lässt 
sich der Grundsatz der Europarechtsfreundlichkeit des Grundgesetzes heranziehen. Die 
Teilnahme an der Verwirklichung einer Harmonisierung der Datenschutzaufsicht auf europäi-
scher Ebene ist ein legitimes und gewichtiges Anliegen. Der verfassungsrechtlich geforderte 
Ausnahmecharakter bleibt dabei noch gewahrt. Die organisatorische Verselbständigung des 
LDI vom Ministerium für Inneres und Kommunales und die Zuständigkeit des Präsidenten 
des Landtages für den Antrag vor dem Richterdienstgericht bei schweren Verfehlungen des 
LDI in Person stärken zusätzlich die Unabhängigkeit. 
 
Der künftige Wegfall der Aufsicht (Fach- und Rechtsaufsicht) des für den Datenschutz zu-
ständigen Ressorts über den LDI hat nicht nur zur Folge, dass dem Minister für Inneres und 
Kommunales Einflussmöglichkeiten im Bereich der Datenschutzaufsicht im nicht-öffentlichen 
Bereich genommen werden; er trägt folgerichtig auch nicht mehr dem Parlament gegenüber 
die Verantwortung für die Datenschutzaufsicht im nicht-öffentlichen Bereich. Es ist vielmehr 
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Aufgabe des Datenschutzbeauftragten, die fachliche Verantwortung für das Tun bzw. für das 
Unterlassen seiner Behörde zu übernehmen. 
Die Entscheidung des EuGH hat aber auch ausgeführt, dass ein weitergehender parlamenta-
rischer Einfluss auf die Kontrollstelle sehr wohl möglich sei. Hierzu gehöre auch eine gesetz-
liche Verpflichtung der Kontrollstelle, dem Parlament gegenüber Rechenschaft abzulegen. 
Nach dem Wegfall einer Verantwortung eines Ressortministers für die Datenschutzaufsicht 
im nicht-öffentlichen Bereich reduziert sich die Einflussmöglichkeit des Parlamentes weitge-
hend auf den Wahlvorgang des Landesbeauftragten für die Dauer von acht Jahren. Um die 
parlamentarische Begleitung des Datenschutzbeauftragten auch während seiner Amtszeit 
und damit auch die Interessen der Bürgerinnen und Bürger an einer leistungsfähigen Daten-
schutzaufsicht sicherzustellen, ist es geboten, den parlamentarischen Einfluss durch ergän-
zende Regelungen zu stärken. Durch eine Informationspflicht des LDI, gegenüber dem Land-
tag zu aktuellen Entwicklungen von besonderer datenschutzrechtlicher Bedeutung zu berich-
ten, ist gewährleistet, dass der Landtag auch außerhalb des regelmäßigen Datenschutzbe-
richtes Informationen erhält.  
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Begründung im Einzelnen 
 
Artikel I 
 
zu Nr. 1 (Inhaltsverzeichnis) 
 
Redaktionelle Änderungen, die wegen der Einfügung von neuen Paragrafen bzw. wegen der 
Ergänzung der Überschrift von einem Paragrafen notwendig werden. 
 
zu Nr. 2a (§ 21 Abs. 3) 
 
Durch die Änderung des § 21 Abs. 3, der den LDI als eine verselbständigte Landesbehörde 
eigener Art vorsieht, wird die bisher in Teilbereichen noch bestehende organisationsrechtli-
che Anbindung zum Ministerium für Inneres und Kommunales beendet, so dass auch der 
Anschein einer auch nur mittelbaren Einflussnahme auf den LDI von vornherein gegen-
standslos wird. Das Landesorganisationsgesetz (LOG NRW) findet gemäß § 1 Abs. 2b LOG 
NRW auf den LDI keine Anwendung.  
Durch die Zuständigkeit des LDI als oberste Dienstbehörde im Sinne des Landesbeamten-
gesetzes (LBG NRW) wächst ihm folgerichtig die gesamte Personalverantwortung für seine 
Beschäftigten zu. Wie auch in der Vergangenheit unterstehen die Beschäftigten ausschließ-
lich den Weisungen des LDI.  
 
zu Nr. 2b (§ 21 Abs. 3a, 3b) 
 
Die eingefügten Absätzen 3a und 3b machen deutlich, dass keinerlei Weisungsabhängigkeit 
besteht. Absatz 3a sieht lediglich eine Wahrnehmung der Zuständigkeit des Ministeriums für 
Inneres und Kommunales in beamtenrechtlichen Angelegenheiten des LDI in Person vor. Zu 
diesen beamtenrechtlichen Angelegenheiten gehören beispielsweise Fragen der Gewährung 
von Urlaub/Sonderurlaub, die Erlaubnis zur Wahrnehmung einer Nebentätigkeit, die Festset-
zung von Dienstbezügen und die Versetzung in den Ruhestand. Auch hierbei wird dem 
Grundsatz der Unabhängigkeit Rechnung getragen. 
In Absatz 3b wird für Disziplinarangelegenheiten, die den LDI in Person betreffen, ein Ver-
fahren nach dem Landesrichtergesetz vorgesehen, das entsprechend auf ihn zur Anwen-
dung kommt. Hierdurch werden bei schweren Verfehlungen Regelungen auf den LDI in Per-
son als Leiter einer Exekutivbehörde zur Anwendung gebracht, obwohl dieser den Schutz 
richterlicher Unabhängigkeit nicht genießt. Die Vorgabe der „völligen Unabhängigkeit“ nach 
der Richtlinie 95/46/EG wird damit in besonderem Maße erfüllt. Die Befugnisse der Antrag 
stellenden Stelle übt der Präsident des Landtages aus. Mit der Wahrnehmung dieser Zu-
ständigkeit in Disziplinarsachen durch den Präsidenten des Landtages wird zusätzlich jegli-
cher Anschein einer Einflussnahme von Regierungsstellen von vornherein ausgeschlossen. 
Die Entscheidung, ob in einem konkreten Fall ein Disziplinarverstoß vorliegt, obliegt wiede-
rum der Rechtsprechung.  
 
zu Nr. 2c (§ 21 Abs. 4) 
 
Mit der Veränderung des § 21 Abs. 4 wird die Verselbständigung des LDI vom Ministerium 
für Inneres und Kommunales auf die haushaltsrechtliche Ebene ausgedehnt. Die dem LDI für 
die Erfüllung seiner Aufgaben zur Verfügung zu stellende notwendige Personal- und Sach-
ausstattung wird daher künftig in einem eigenen Kapitel im Einzelplan des Landtages aus-
zuweisen sein. 
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zu Nr. 2d (§ 21 Abs. 5) 
 
Der veränderte § 21 Abs. 5 regelt im Einklang mit § 21 Abs. 3 Sätze 2 und 3 die Zuständig-
keit des LDI für alle Entscheidungen im Beamtenrecht und im Arbeitsrecht, soweit es seine 
Beschäftigten betrifft. Dies schließt auch disziplinarrechtliche Entscheidungen mit ein. Mit 
dieser neuen Regelung wird der Wechsel der Verantwortung für die Beschäftigten vom Mi-
nisterium für Inneres und Kommunales auf den verselbständigten LDI vollzogen.  
Durch Satz 2 soll der Landesbeauftragte in die Lage versetzt werden, auf seinen Wunsch in 
der Verwaltung erfahrenes Personal zu gewinnen. Deswegen wird eine Einbeziehung des 
Personals des Landesbeauftragten in die allgemeine Rotation des Verwaltungspersonals 
vorgesehen. Der Praxisbezug der Dienststelle und deren Attraktivität als Beschäftigungsstel-
le werden so sichergestellt. Einzelheiten der Art und Weise der Personalgewinnung und –
verwaltung werden in einer schriftlichen Verwaltungsvereinbarung geregelt. Eine solche Re-
gelung tangiert die Unabhängigkeit des Landesbeauftragten nicht, da sie nur auf seinen aus-
drücklichen Wunsch zustande kommt.  
Durch eine Verwaltungsvereinbarung, die den Rückgriff auf die vorhandenen und bisher ge-
nutzten Personalverwaltungsstrukturen im Ministerium für Inneres und Kommunales ermögli-
chen soll, können Kosten verursachende Doppelstrukturen vermieden werden. Der Landes-
beauftragte kann damit verhindern, in der Datenschutzkontrolle dringend benötigtes Personal 
für Verwaltungsaufgaben abziehen zu müssen. 
 
zu Nr. 3 (§ 21a) 
 
Die Übergangsregelung in Absatz 1 stellt sicher, dass bis zum Zusammentreten zur ersten 
Sitzung des neu zu wählenden Personalrates beim LDI der Personalrat beim Ministerium für 
Inneres und Kommunales zuständig bleibt.  
Entsprechendes gilt für die Vertretung der Schwerbehinderten, wobei es hierbei in Anleh-
nung an § 94 Abs. 7 Satz 2 Sozialgesetzbuch 9 auf den Zeitpunkt der Bekanntgabe des 
Wahlergebnisses ankommt. Die maximale Dauer von 6 Monaten legt hierbei eine Höchst-
grenze fest.  
Der Absatz 2 garantiert die zur Erfüllung der Aufgaben des LDI notwendige Sachausstattung. 
Die Sicherung der erforderlichen Personalausstattung erfolgt im Wege von Versetzungen. 
 
zu Nr. 4a (§ 22 Abs. 1) 
 
Mit der Ergänzung des § 22 Abs. 1 Satz 2 um den Aspekt der Information wird verdeutlicht, 
dass die (vorbeugende) Kontrolle des Landesbeauftragten für Datenschutz und Informations-
freiheit neben der Beratung auch die Information umfasst. Informationsaustausch zwischen 
dem Landesbeauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit einerseits und den öffent-
lichen Stellen andererseits ist geboten und dient den Interessen des Datenschutzes. 
 
zu Nr. 4b (§ 22 Abs. 4) 
 
Der bisherige § 22 Abs. 4 wird gestrichen, weil im Rahmen des § 27 eine differenzierte Neu-
regelung erfolgt, die die Vorgaben der Entscheidung des EuGH (C-518-07) berücksichtigt. 
 
zu Nr. 4c (§ 22) 
 
Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 
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zu Nr. 4d (§ 22 Abs. 5) 
 
Durch die Streichung der Sätze 3 bis 7 in § 22 Abs. 5 (neu) entfällt jegliche Aufsicht des Mi-
nisteriums für Inneres und Kommunales über die Datenschutzaufsicht bei dem LDI. Mit die-
ser Änderung wird die Forderung der EU Kommission nach Ausgestaltung einer „völlig un-
abhängigen Kontrollstelle“ umgesetzt. Mit der Streichung der bisherigen verfassungsrechtlich 
gebotenen Aufsicht (Rechts- und Fachaufsicht) entsteht ausnahmsweise nur für den Bereich 
der Datenschutzaufsicht ein durch das DSG NRW geregelter „ministerialfreier Raum“, soweit 
es die verbindliche Entscheidung des EuGH vorgibt und soweit es zur Harmonisierung der 
Datenschutzaufsicht in Europa erforderlich ist. 
 
zu Nr. 5 (§ 23) 
 
Nach § 68 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) bedarf es grundsätzlich vor Erhebung 
der Anfechtungs- und Verpflichtungsklage der Durchführung eines Vorverfahrens. Ungeach-
tet der befristeten Regelung des § 110 des Gesetzes über die Justiz im Land NRW war ein 
Vorverfahren wegen der bisherigen organisationsrechtlichen Einbindung des LDI in den Ge-
schäftsbereich des Ministerium für Inneres und Kommunales (oberste Landesbehörde nach 
§ 68 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 VwGO) nicht vorgesehen. Mit der neuen gesetzlichen Vorschrift im 
Sinne des § 68 Abs. 1 Satz 2, 1. Alt. VwGO, dass ein Vorverfahren im Bereich des LDI nicht 
stattfindet, wird für diesen speziellen Bereich ein bestehender und bewährter Rechtszustand 
beibehalten. Sachliche Gründe, die nach der Verselbständigung des LDI außerhalb einer 
Hierarchiestruktur für die Durchführung eines Vorverfahrens sprechen, sind nicht erkennbar. 
 
zu Nr. 6a (§ 27) 
 
Redaktionelle Änderung, die wegen des Einfügens der neuen Absätze 2 bis 3 erforderlich 
wird. 
 
zu Nr. 6b (§ 27) 
 
Redaktionelle Änderung, die wegen des Einfügens der neuen Absätze 2 bis 3 erforderlich 
wird. 
 
zu Nr. 6c (§ 27 Abs. 2 bis 3) 
 
Der § 27 Abs. 1 regelt nach wie vor den alle zwei Jahre zu erstellenden Datenschutzbericht 
im öffentlichen und nicht-öffentlichen Bereich des Datenschutzes. Die Befugnis des Landta-
ges, den LDI unabhängig davon zu weiteren Gutachten und Stellungnahmen zu ersuchen, 
wird nunmehr in differenzierter Form in den Absätzen 2- 4 geregelt. Die bisherige Regelung 
in § 22 Abs. 4 ist daher weggefallen. Ein wesentlicher Grund für die Neufassung ist die Ent-
scheidung des EuGH (C-518/07). Sie hat zur Folge, dass Handeln oder Unterlassen des LDI 
nicht von einem zuständigen Ressortminister gegenüber dem Parlament verantwortet wird. 
Um trotzdem eine demokratische Legitimation zu gewährleisten, regelt § 27 Abs. 3 eine Be-
richtspflicht des LDI zu „aktuellen Entwicklungen von besonderer datenschutzrechtlicher Be-
deutung“, die gegenüber dem Landtag besteht.  
 
zu Nr. 7 (§ 34) 
 
Redaktionelle Anpassung des Verweises auf die geänderte Vorschrift des Bundes, soweit 
diese datenschutzrechtliche Verstöße als Bußgeldtatbestände zum Gegenstand hat. 
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zu Nr. 8 (§ 36) 
 
Anpassung der bisher bestehenden Berichtspflicht. 
 
 
Artikel 2 
 
zu Nr. 1 und 2.  
 
Bei den Änderungen handelt es sich um Folgeänderungen, die sich aufgrund des Artikels 1 
für das Landesbesoldungsrecht ergeben. Die Beendigung der organisatorischen Anbindung 
des LDI an das Ministerium für Inneres und Kommunales und die Verselbständigung als 
Landesbehörde eigener Art hat zur Folge, dass die Amtsbezeichnungen neu geregelt wer-
den müssen. 
Die Anpassung der Anlage 1 des Landesbesoldungsgesetzes trägt der Verselbständigung 
des LDI zu einer Landesbehörde Rechnung. 
 
zu Nr. 3. 
 
Es handelt sich um eine redaktionelle Änderung. 
 
 
Artikel 3 
 
Mit Blick auf die Übertragungsbefugnis nach Art. 58 Satz 2 Landesverfassung und zur Beto-
nung der Unabhängigkeit des LDI wird ein neuer § 5a in die Verordnung über die Ernennung, 
Entlassung und Zurruhesetzung der Beamten und Richter des Landes Nordrhein-Westfalen 
vom 27. Juni 1978 eingefügt. 
 
 
Artikel 4 
 
Regelung zur Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang. 
 
 
Artikel 5 
 
Regelung zum Inkrafttreten des Artikelgesetzes 
 
 
 
Norbert Römer 
Britta Altenkamp 
Hans-Willi Körfges 
Thomas Stotko 
 
und Fraktion 
 

Reiner Priggen 
Sigrid Beer 
Mehrdad Mostofizadeh 
Matthi Bolte 
 
und Fraktion 
 

Dr. Gerhard Papke 
Ralf Witzel  
Horst Engel  
Dr. Robert Orth  
 
und Fraktion  

 



70 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Rheinland-Pfalz vom 22. März 2011 Nr.  4

Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be -
schlos sen:

Artikel 1

Das Landesdatenschutzgesetz vom 5. Juli 1994 (GVBl. S. 293),
zuletzt geändert durch § 139 des Gesetzes vom 20. Oktober
2010 (GVBl. S. 319), BS 204-1, wird wie folgt geändert:

1. § 4 Abs. 2 wird wie folgt geändert:
a) Satz 2 erhält folgende Fassung:
„Der Auftrag ist schriftlich zu erteilen, wobei insbeson-
dere im Einzelnen festzulegen sind:
1. der Gegenstand und die Dauer des Auftrags,

2. der Umfang, die Art und der Zweck der vorgese -
he nen Erhebung, Verarbeitung oder Nutzung von
Daten, die Art der Daten und der Kreis der Be -
trof fe nen,

3. die nach § 9 zu treffenden technischen und organi-
satorischen Maßnahmen,

4. die Berichtigung, Löschung und Sperrung von Da -
ten,

5. die nach Absatz 4 bestehenden Pflichten des Auf -
tragnehmers, insbesondere die von ihm vorzuneh-
menden Kontrollen,

6. die etwaige Berechtigung zur Begründung von Un -
ter auftragsverhältnissen,

Zwe i t e s  L a n d e s g e s e t z
zur Änderung des Landesdatenschutzgesetzes

Vom 9. März 2011

Der Landtag Rheinland-Pfalz hat das folgende Gesetz be -
schlos sen:

Artikel 1
Änderung des Landesbesoldungsgesetzes

Das Landesbesoldungsgesetz in der Fassung vom 12. April
2005, zuletzt geändert durch § 135 des Gesetzes vom 20. Ok -
tober 2010 (GVBl. S. 319), BS 2032-1, wird wie folgt geändert:

1. § 6 f wird wie folgt geändert:
Nach den Worten „in den Ruhestand treten oder versetzt
werden“ werden die Worte „sowie für Empfänger von
Dienstbezügen der Geburtsjahrgänge 1948 bis 1950, die
am 1. Januar 1999 einem Amt einer Besoldungsgruppe bis
A 9 angehörten und bis zum 31. Dezember 2012 in den
Ruhestand treten oder versetzt werden“ eingefügt.

2. In der Anlage I wird die Landesbesoldungsordnung B wie
folgt geändert:
a) Bei der Besoldungsgruppe B 3 wird die Amtsbezeich -
nung „Leitender Minis terialrat – als Prüfungsgebiets -
leiter beim Rechnungshof, soweit nicht in Besoldungs -
gruppe B 4 –“ gestrichen.

b) Bei der Besoldungsgruppe B 4 wird die Amtsbezeich -
nung „Leitender Minis terialrat – als Prüfungsgebiets -

leiter beim Rechnungshof, soweit nicht in Besoldungs -
gruppe B 3 –“ gestrichen.

c) Bei der Besoldungsgruppe B 5 wird nach der Amts -
bezeichn ung „Präsident des Landesamts für Ver mes -
sung und Geobasisinformation Rheinland-Pfalz“ die
Amtsbezeichnung „Direktor beim Rech nungs hof – als
Prüfungsgebietsleiter beim Rechnungs hof –“ eingefügt.

Artikel 2
Überleitung

Die am Tag des Inkrafttretens von Artikel 1 Nr. 2 dieses Ge -
setzes im Amt befindlichen Prüfungsgebietsleiter beim Rech -
nungshof mit der Amtsbezeichnung „Leitender Ministerial -
rat“ werden vom Tag des Inkrafttretens von Artikel 1 Nr. 2
dieses Gesetzes an mit der Amtsbezeichnung „Direktor beim
Rechnungshof“ in die Besoldungsgruppe B 5 der Landes besol -
dungsordnung B übergeleitet.

Artikel 3
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme des Artikels 1 Nr. 1 am
Tage nach der Verkündung in Kraft. Artikel 1 Nr. 1 tritt mit
Wirkung vom 1. Januar 2011 in Kraft.

Zw a n z i g s t e s  L a n d e s g e s e t z
zur Änderung des Landesbesoldungsgesetzes

Vom 9. März 2011

Mainz, den 9. März 2011
Der Ministerpräsident

Kurt Beck
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7. die Kontrollrechte des Auftraggebers und die ent-
sprechenden Duldungs- und Mitwirkungspflichten
des Auftragnehmers,

8. mitzuteilende Verstöße des Auftragnehmers oder
der bei ihm beschäftigten Personen gegen Vor schrif -
ten zum Schutz personenbezogener Daten oder
ge gen die im Auftrag getroffenen Festlegungen,

9. der Umfang der Weisungsbefugnisse, die sich der
Auf traggeber gegenüber dem Auftragnehmer vor -
be hält,

10. die Rückgabe überlassener Datenträger und die Lö -
schung beim Auftragnehmer gespeicherter Daten
nach Beendigung des Auftrags.“

b) Satz 5 erhält folgende Fassung:
„Die auftraggebende Stelle hat sich in geeigneter Weise
vor Beginn der Datenverarbeitung und sodann regel-
mäßig von der Einhaltung der bei der auftragnehmen-
den Person oder Stelle getroffenen technischen und or -
ga nisatorischen Maßnahmen zu überzeugen.“

c) Es wird folgender Satz 6 angefügt:
„Das Ergebnis ist zu dokumentieren.“

2. In § 11 Abs. 5 wird folgender neue Satz 2 eingefügt:
„Zur Erhaltung der zur Erfüllung seiner Aufgaben er for -
der lichen Fachkunde hat die verantwortliche Stelle ihm
die Teilnahme an Fort- und Weiterbildungsveranstaltun gen
zu ermöglichen und deren Kosten zu übernehmen.“

3. Es wird folgender § 18 a eingefügt:

„§ 18 a
Informationspflicht bei unrechtmäßiger

Kenntniserlangung von Daten

(1) Wird einer verantwortlichen Stelle bekannt, dass bei
ihr gespeicherte personenbezogene Daten unrechtmäßig
übermittelt oder auf sonstige Weise Dritten unrechtmäßig
zur Kenntnis gelangt sind, und drohen schwerwiegende
Be ein trächtigungen für diese Rechte oder schutzwürdigen
Inter essen der Betroffenen, hat sie dies unverzüglich den
Betroffenen und dem Landesbeauftragten für den Daten -
schutz mitzuteilen.

(2) Die Benachrichtigung der Betroffenen muss erfolgen,
sobald angemessene Maßnahmen zur Sicherung der Daten
ergriffen worden oder nicht unverzüglich erfolgt sind und
die Strafverfolgung nicht mehr gefährdet wird. Die Betrof -
fenen sind über die Art der unrechtmäßigen Kenntnis -
erlan gung und über Maßnahmen zur Minderung möglicher
nachteiliger Folgen zu unterrichten. Soweit die Be nach rich -
ti gung der Betroffenen einen unverhältnismäßigen Auf wand
erfordern würde, tritt an ihre Stelle eine angemessene In -
formation der Öffentlichkeit. § 18 Abs. 5 gilt entsprechend.“

4. § 23 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung:
„Er untersteht der Dienstaufsicht des Präsidenten des Land -
tags, soweit nicht seine Unabhängigkeit beeinträchtigt wird.“

5. § 24 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 Satz 2 zweiter Halbsatz wird gestrichen.
b) In Absatz 7 wird folgender neue Satz 2 eingefügt:
„Dies gilt auch hinsichtlich der behördlichen und be -
trieb lichen Datenschutzbeauftragten.“

c) Es wird folgender neue Absatz 8 angefügt:
„(8) Der Landesbeauftragte für den Datenschutz berät
und informiert die Bürgerinnen und Bürger in Fragen
des Datenschutzes und der Datensicherheit, insbeson-
dere über die ihnen bei der Verarbeitung ihrer Daten
zustehenden Rechte (vgl. § 6 Abs. 1) und über geeignete
Maßnahmen des Selbstdatenschutzes.“

6. In § 29 Abs. 2 werden die Worte „jeweils zum 1. Oktober“
durch die Worte „jeweils zum 31. Dezember“ ersetzt.

7. § 34 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 1 und 2 erhalten folgende Fassung:
„(1) Die Überwachung öffentlich zugänglicher Räume
mit optisch-elektronischen Einrichtungen (Videoüber -
wachung) ist in Form der Videobeobachtung (Moni to -
ring) zulässig, soweit dies zur Aufgabenerfüllung oder
zur Wahrnehmung des Hausrechts erforderlich ist und
keine Anhaltspunkte bestehen, dass schutzwürdige In -
te res sen der Betroffenen überwiegen. Video über wachung
in Form der Speicherung mittels optisch-elektronischer
Einrichtungen erhobener Daten (Video aufzeich nung) ist
nur zulässig, soweit dies zur Abwehr einer konkreten
Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder zum Schutz
der Funktionsfähigkeit gefährdeter öffent licher An lagen
und Einrichtungen erforderlich ist und keine Anhalts -
punkte bestehen, dass schutzwürdige Interessen der Be -
troffenen überwiegen. Für die Video aufzeichnung ist
eine Vorabkontrolle nach § 9 Abs. 5 durchzuführen.

(2) Der Umstand der Beobachtung und die Form der
Video überwachung sowie die verantwortliche Stelle sind
durch geeignete Maßnahmen erkennbar zu machen.“

b) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „erhobenen“
die Worte „oder gespeicherten“ eingefügt.

c) Es wird folgender neue Absatz 6 angefügt:
„(6) Der Einsatz von Attrappen ist unter den Voraus -
setzungen des Absatzes 1 Satz 1 und des Absatzes 2 zu -
lässig.“

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in Kraft.

Mainz, den 9. März 2011
Der Ministerpräsident

Kurt Beck
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GESETZENTWURF 
 

der Regierung des Saarlandes 
 
 
betr.: Gesetzes zur Änderung des Saarländischen Datenschutzgesetzes 
 
A. Problem und Ziel 
 
Im Saarland werden derzeit die Aufgaben der Datenschutzaufsicht für öffentliche und 
nicht-öffentliche Stellen von zwei verschiedenen Datenschutzkontrollstellen wahrge-
nommen: Die Aufsicht über die Einhaltung der Vorschriften des Saarländischen Daten-
schutzgesetzes im öffentlichen Bereich untersteht der Landesbeauftragten für Daten-
schutz. Die Aufsicht über Unternehmen, Betriebe und sonstige nicht-öffentliche Stellen, 
die personenbezogene Daten nach dem dritten Abschnitt des Bundesdatenschutzge-
setzes erheben und verarbeiten, obliegt gemäß § 38 Absatz 6 des Bundesdaten-
schutzgesetzes in Verbindung mit der Verordnung über die zuständige Aufsichtsbehör-
de für die Überwachung der Durchführung des Datenschutzes in nicht-öffentlichen 
Stellen vom 20. Januar 1978 (Amtsbl. S. 91), geändert durch Verordnung vom 24. Ja-
nuar 2006 (Amtsbl. S. 174), dem Ministerium für Inneres und Europaangelegenheiten.  
 
Der zunehmende elektronische Datenaustausch zwischen öffentlichen und nicht-
öffentlichen Stellen und die fortschreitende informationstechnische Entwicklung erfor-
dern immer öfter eine einheitliche Beratung im öffentlichen und im nicht-öffentlichen 
Bereich. Deshalb sollen im Saarland die datenschutzrechtlichen Zuständigkeiten bei 
der Landesbeauftragten für Datenschutz gebündelt und konzentriert werden. 
 
 
B. Lösung 
 
Die Aufsicht über den Datenschutz im nicht-öffentlichen Bereich wird auf die Landes-
beauftragte für Datenschutz übertragen und dort das „unabhängige Datenschutzzent-
rum Saarland“ errichtet. Auch werden der Landesbeauftragten für Datenschutz die 
Aufgaben der Behörde im Sinne des Artikels 13 Absatz 2 Buchstabe a des Überein-
kommens vom 28. Januar 1981 zum Schutze des Menschen bei der automatisierten 
Verarbeitung personenbezogener Daten (BGBl. 1985 II S. 538) übertragen. Dadurch 
wird es im Saarland nur noch eine Datenschutzkontrollstelle geben, die sowohl für den 
öffentlichen als auch für den nicht-öffentlichen Bereich zuständig ist und in der eine 
einheitliche datenschutzrechtliche Beratung und Kontrolle auf alle datenschutzrechtli-
chen Eingaben und Anfragen erfolgen kann. Infolgedessen wird es den rat- und hilfe-
suchenden Bürgerinnen und Bürgern im Saarland erspart bleiben, zwischen öffentlich-
rechtlichen und privatrechtlichen Datenschutzbelangen unterscheiden und deshalb 
verschiedene Datenschutzkontrollstellen aufsuchen zu müssen. Durch die Zusammen-
führung der Datenschutzkontrolle bei einer Stelle ergeben sich mehr Synergieeffekte. 
Zudem kann die Effizienz verbessert und mehr Bürgerfreundlichkeit geschaffen wer-
den.  
 
Ausgegeben:  06.04.2011 
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Mit der Übertragung der Aufsicht über den Datenschutz im nicht-öffentlichen Bereich 
auf die Landesbeauftragte für Datenschutz und der konkreten, gesetzlichen Ausgestal-
tung der Unabhängigkeit der neuen Datenschutzkontrollstelle wird den Vorgaben des 
Urteils des Europäischen Gerichtshofes vom 9. März 2010, Rs. C 518/07, Rechnung 
getragen. Ferner wird die Zuständigkeit für die Ahndung und Verfolgung von Ord-
nungswidrigkeiten im Datenschutz sowohl für den öffentlichen als auch für den nicht-
öffentlichen Bereich auf die Landesbeauftragte für Datenschutz zur Stärkung ihrer Un-
abhängigkeit übertragen. 
 
Um der neuen Bedeutung des Amtes der Landesbeauftragten für Datenschutz gerecht 
zu werden, wird das Vorschlagsrecht der Landesregierung hinsichtlich einer Kandidatin 
bzw. eines Kandidaten für dieses Amt im Saarländischen Datenschutzgesetz gestri-
chen. 
 
 
C. Alternativen 
 
Keine, da nur dieses Aufsichtsmodell sowohl mit den Vorgaben der Entscheidung des 
Europäischen Gerichtshofs vom 9. März 2010 als auch mit der Verfassung des Saar-
landes angemessen in Einklang zu bringen ist. 
 
 
D. Finanzielle Auswirkungen 
 
1. Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
 
Die Zuständigkeitsübertragungen bedingen Haushaltsausgaben für die Anpassung der 
verwaltungsbehördlichen Strukturen. Die Zusammenlegung der Datenschutzaufsicht 
führt bei der Landesbeauftragten für Datenschutz zu einer Mehrbelastung, bei den 
Aufgaben abgebenden Stellen zu einer Entlastung. 
 
2. Vollzugsaufwand 
 
Infolge der Zuständigkeitsübertragungen wird der Vollzugsaufwand verlagert und Syn-
ergieeffekte geschaffen. 
 
 
E. Sonstige Kosten 
 
Keine. 
 
 
F. Auswirkungen von frauenpolitischer Bedeutung 
 
Keine. 
 
 
G. Federführende Zuständigkeit 
 
Zuständig ist das Ministerium für Inneres und Europaangelegenheiten. 
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G e s e t z 

zur Änderung des Saarländischen Datenschutzgesetzes 

 
Vom 

 
 
Der Landtag wolle beschließen: 
 
 

Artikel 1 
 

Änderung des Saarländischen Datenschutzgesetzes 
 
Das Saarländische Datenschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28. Januar 2008 (Amtsbl. S. 293, 883), geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 
18. November 2010 (Amtsbl. I S. 2587), wird wie folgt geändert: 
 
1. In der Inhaltsübersicht wird nach der Angabe zu § 28 folgende Angabe eingefügt: 
 

„§ 28a Kontrolle nicht-öffentlicher Stellen und öffentlich-rechtlicher Wettbewerbs-
unternehmen nach dem Bundesdatenschutzgesetz“ 

 
2. § 25 wird wie folgt geändert: 
 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „auf Vorschlag der Landesregierung“ 
gestrichen und nach dem Wort „Datenschutz“ ein Komma und die Wörter „die 
oder der dem unabhängigen Datenschutzzentrum Saarland vorsteht“ ange-
fügt.  

 
b) Dem Absatz 6 wird folgender Satz angefügt: 
 

„Die oder der Landesbeauftragte für Datenschutz trifft die Entscheidungen 
nach § 59 des Saarländischen Beamtengesetzes für sich und ihre oder seine 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in eigener Verantwortung.“. 

 
c) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 eingefügt: 

 
„(7) In den nach diesem Gesetz begründeten Zuständigkeiten vertritt die oder 
der Landesbeauftragte für Datenschutz das Saarland im gerichtlichen Verfah-
ren.“. 

 
d) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8. 

 
3. § 26 wird wie folgt geändert: 
 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 
 

„Sie oder er ist auch zuständig für die Verfolgung und Ahndung von Ord-
nungswidrigkeiten nach § 36.“ . 

 
b) In Absatz 5 werden nach den Wörtern „den Datenschutz“ die Wörter „in der 

Europäischen Union,“ eingefügt. 
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c) Folgender Absatz 6 wird angefügt: 
 

„(6) Die oder der Landesbeauftragte für Datenschutz nimmt auch die Aufga-
ben der Behörde im Sinne des Artikels 13 Abs. 2 Buchstabe a des Überein-
kommens vom 28. Januar 1981 zum Schutz des Menschen bei der automati-
schen Verarbeitung personenbezogener Daten (BGBl. 1985 II S. 538) wahr.“ 

 
 
4. Nach § 28 wird folgender § 28a eingefügt: 
 

„§ 28a 
Kontrolle nicht-öffentlicher Stellen und öffentlich-rechtlicher Wettbewerbsunter-

nehmen nach dem Bundesdatenschutzgesetz 
 
(1) Die oder der Landesbeauftragte für Datenschutz ist auch zuständig für die Kon-
trolle der Durchführung des Datenschutzes im Anwendungsbereich des dritten Ab-
schnitts des Bundesdatenschutzgesetzes sowie für die Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten nach § 43 des Bundesdatenschutzgesetzes. Die Vor-
schriften des Zweiten Teils dieses Gesetzes mit Ausnahme des § 26 Abs. 2 sowie 
der §§ 27 und 28 finden Anwendung. Im Anwendungsbereich des dritten Ab-
schnitts des Bundesdatenschutzgesetzes bedarf es vor Erhebung einer Anfech-
tungsklage oder vor Erhebung einer Verpflichtungsklage nach Ablehnung der Vor-
nahme eines Verwaltungsaktes einer Nachprüfung in einem Vorverfahren abwei-
chend von § 68 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 der Verwaltungsgerichtsordnung nicht. 

 
(2) Zuständige öffentliche Stelle nach § 33 Abs. 2 Nr. 6 des Bundesdatenschutz-
gesetzes ist das Ministerium für Inneres und Europaangelegenheiten.“ 

 
5. In § 29 Satz 2 werden die Wörter „hierzu ihre“ durch die Wörter „zu den sie betref-

fenden Teilen des Berichts eine“ ersetzt. 
 
 

Artikel 2 
 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 
(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft. 
 
(2) Gleichzeitig treten folgende Verordnungen außer Kraft: 
 
1. Die Verordnung über die zuständige Aufsichtsbehörde für die Überwachung der 

Durchführung des Datenschutzes in nicht-öffentlichen Stellen vom 20. Januar 
1978 (Amtsbl. S. 91), geändert durch die Verordnung vom 24. Januar 2006 
(Amtsbl. S. 174), sowie 

 
2. die Verordnung über die Bezeichnung der Behörde nach dem Übereinkommen 

zum Schutz des Menschen bei der automatischen Verarbeitung personenbezoge-
ner Daten vom 19. August 1985 (Amtsbl. S. 814), geändert durch die Verordnung 
vom 24. Januar 2006 (Amtsbl. S. 174). 
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B e g r ü n d u n g : 
 
 

A. Allgemeines 
 
Die Regelung von Angelegenheiten des Datenschutzes einschließlich der Bestimmung 
der für die Aufsicht und Kontrolle zuständigen Stelle im öffentlichen Bereich fällt, soweit 
Landesbehörden und sonstige öffentliche Stellen eines Bundeslandes oder die Ge-
meinden und Gemeindeverbände innerhalb eines Bundeslandes sowie die sonstigen 
der Aufsicht eines Bundeslandes unterstehenden juristischen Personen des öffentli-
chen Rechts betroffen sind, in die Zuständigkeit der Bundesländer. Für das Saarland 
ist diese Materie in dem Saarländischen Datenschutzgesetz (SDSG) geregelt. 
 
Angelegenheiten des Datenschutzes im nicht-öffentlichen Bereich und die Aufsicht und 
Kontrolle hierüber sind im Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) geregelt. Gem. § 38 Ab-
satz 6 BDSG bestimmen die Bundesländer die für die Kontrolle der Durchführung des 
Datenschutzes nach dem BDSG zuständigen Aufsichtsbehörden. 
 
Nach der geltenden Rechtslage werden im Saarland die Aufgaben der Datenschutz-
aufsicht für öffentliche Stellen und für nicht-öffentliche Stellen von zwei unterschiedli-
chen, getrennt voneinander agierenden Datenschutzkontrollstellen wahrgenommen: 
Für die Aufsicht über die Einhaltung der Vorschriften des Saarländischen Datenschutz-
gesetzes im öffentlichen Bereich ist gem. §§ 25 ff SDSG der oder die Landesbeauftrag-
te für Datenschutz zuständig. Die Aufsicht über die Datenverarbeitung nicht-öffentlicher 
Stellen und öffentlich-rechtlicher Wettbewerbsunternehmen nach dem dritten Abschnitt 
des BDSG obliegt gemäß § 38 Absatz 6 des Bundesdatenschutzgesetzes in Verbin-
dung mit der Verordnung über die zuständige Aufsichtsbehörde für die Überwachung 
der Durchführung des Datenschutzes in nicht-öffentlichen Stellen vom 20. Januar 1978 
(Amtsbl. S. 91), geändert durch Verordnung vom 24. Januar 2006 (Amtsbl. S. 174), 
bislang dem Ministerium für Inneres und Europaangelegenheiten.  
 
Die fortschreitende technische Entwicklung im Bereich elektronischer Datenverarbei-
tung und der wachsende elektronische Datenaustausch zwischen öffentlichen und 
nicht-öffentlichen Stellen erfordert zunehmend eine einheitliche Beratung und Überwa-
chung im öffentlichen und im nicht-öffentlichen Bereich. Hinzu kommen steigende An-
forderungen an die Informationstechnologie moderner Datenverarbeitungssysteme. 
Dies legt es nahe, die Zuständigkeiten für den öffentlichen und den nicht-öffentlichen 
Bereich auf eine Stelle zu übertragen. Damit wird eine einheitliche datenschutzrechtli-
che Behandlung aller datenschutzrechtlichen Eingaben und Anfragen gewährleistet. 
Zudem wird das vorhandene Wissen, welches erforderlich ist, um datenschutzrelevan-
ten Vorgängen auch mit dem gebotenen Maß an fachlichem und technischem Ver-
ständnis zu begegnen, an einer Stelle gebündelt und konzentriert. Durch die Zusam-
menführung der Datenschutzkontrolle können der Datenschutz besser koordiniert, sei-
ne Effizienz gesteigert, Synergieeffekte genutzt, mehr Bürgerfreundlichkeit geschaffen 
und ein hohes Datenschutzniveau im Saarland bewahrt und gefördert werden.  
 
Durch die Neuregelung der Aufsicht über den Datenschutz im nicht-öffentlichen Be-
reich wird auch sichergestellt, dass entsprechend den Anforderungen aus Artikel 28 
Absatz 1 Unterabsatz 2 der Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung 
personenbezogener Daten und zum freien Datenverkehr (ABl. EG Nr. L 281 S. 31 ff.- 
sogenannte EG-Datenschutzrichtlinie) die Kontrollstelle ihre Aufgaben entsprechend 
der Auslegung der Vorschrift im Urteil des Europäischen Gerichtshofs vom 9. März 
2010, Rs. C 518/07, in völliger Unabhängigkeit wahrnehmen kann.  
 



Drucksache 14/443 Landtag des Saarlandes - 14. Wahlperiode - 

 - 6 -

Infolge der Zusammenführung der Aufsicht über den Datenschutz im nicht-öffentlichen 
und im öffentlichen Bereich und der Festschreibung der Unabhängigkeit der Kontroll-
stelle auch im nicht-öffentlichen Bereich wird das Amt der oder des Landesbeauftrag-
ten für Datenschutz eine Stärkung erfahren.  
 
 

B. Im Einzelnen 
 
Zu Artikel 1: Änderung des Saarländischen Datenschutzgesetzes 
 
Zu Nummer 1 (Inhaltsübersicht): 
 
Anpassung der Inhaltsübersicht. 
 
Zu Nummer 2 (§ 25):  
 
Zu Buchstabe a) (§ 25 Absatz 1 Satz 1): 
 
Mit der durch Nummer 4 des Gesetzentwurfs beabsichtigten Zusammenlegung der 
Datenschutzaufsicht im öffentlichen mit der im nicht-öffentlichen Bereich wird das Amt 
der oder des Landesbeauftragten für Datenschutz aufgewertet. Der gestärkten Bedeu-
tung des Amtes soll mit der Neuregelung in § 25 Absatz 1 Satz 1 Rechnung getragen 
werden. Das bisherige Vorschlagsrecht der Landesregierung wird durch diese Neufas-
sung gestrichen. Folglich steht künftig dem Landtag das Vorschlagsrecht für die Beset-
zung dieses Amtes zu, ohne dass dies ausdrücklich zu erwähnen ist.  
 
Mit der durch die Änderung angefügten Benennung der öffentlichen Kontrollstelle, die 
von der oder dem Landesbeauftragten für Datenschutz zur Erfüllung ihrer oder seiner 
Aufgaben geleitet wird, soll die vom Europäischen Gerichtshof geforderte Unabhängig-
keit der Kontrollstelle hervorgehoben werden. 
 
Zu Buchstabe b) (§ 25 Absatz 6 Satz 3): 
 
Nach dem neu angefügten Satz 3 in Absatz 6 soll die oder der Landesbeauftragte für 
Datenschutz die Aussagegenehmigung für ihre bzw. seine Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter erteilen, um dem Erfordernis der Unabhängigkeit ihrer bzw. seiner Kontrollstelle 
angemessen gerecht zu werden. 
 
Zu Buchstabe c) (§ 25 Absatz 7): 
 
Aufgrund der besonderen verfassungsrechtlichen Stellung der Datenschutzaufsicht 
nach Maßgabe der Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs vom 9. März 2010 
erfolgt mit dieser Regelung die Klarstellung, dass die oder der Landesbeauftragte für 
Datenschutz in ihren bzw. seinen nach diesem Gesetz begründeten Zuständigkeiten 
das Saarland gerichtlich vertritt. 
 
Zu Buchstabe d) (§ 25 Absatz 8): 
 
Redaktionelle Folgeänderung. 
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Zu Nummer 3 (§ 26): 
 
Zu Buchstabe a) (§ 26 Absatz 1 Satz 2): 
 
Aufgrund des neu angefügten Satzes 2 wird der oder dem Landesbeauftragten für Da-
tenschutz die Aufgabe als Verfolgungs- und Ahndungsbehörde für Ordnungswidrigkei-
ten nach § 36 des Saarländischen Datenschutzgesetzes übertragen.  
 
Zu Buchstabe b) (§ 26 Absatz 5): 
 
Die Änderung dient lediglich der Klarstellung der bisherigen Handlungsbefugnisse der 
oder des Landesbeauftragten für Datenschutz. 
 
Zu Buchstabe c) (§ 26 Absatz 6): 
 
Mit dem neu angefügten Absatz 6 werden der oder dem Landesbeauftragten für Da-
tenschutz auch die Aufgaben der Behörde nach Artikel 13 Absatz 2 Buchstabe a des 
Übereinkommens vom 28. Januar 1981 zum Schutz des Menschen bei der automati-
schen Verarbeitung personenbezogener Daten (BGBl. 1985 II S. 539), geändert durch 
Übereinkommen vom 15. Juni 1999 (BGBl. 2002 II S. 1883), übertragen. Diese Zu-
ständigkeit wird bislang vom Ministerium für Inneres und Europaangelegenheiten 
wahrgenommen. 
 
Zu Nummer 4 (§ 28 a): 
 
Zu Absatz 1: 
 
Zu Absatz 1 Satz 1: 
 
Durch diese Regelung wird der oder dem Landesbeauftragten für Datenschutz, die 
oder der bereits für die Datenschutzaufsicht im öffentlichen Bereich zuständig ist, auch 
die Zuständigkeit für die Überwachung der Durchführung des Datenschutzes im nicht-
öffentlichen Bereich nach dem dritten Abschnitt des Bundesdatenschutzgesetzes über-
tragen. Damit wechselt die bisherige Zuständigkeit für die Datenschutzaufsicht im 
nicht-öffentlichen Bereich vom Ministerium für Inneres und Europaangelegenheiten zu 
der oder dem Landesbeauftragten für Datenschutz. Die Regelungen des § 25 Absatz 3 
bis 8 SDSG, welche die Unabhängigkeit des oder der Landesbeauftragten für Daten-
schutz gewährleisten, gelten insgesamt für die Tätigkeit der oder des Landesbeauftrag-
ten für Datenschutz und damit auch für die Datenschutzaufsicht im nicht-öffentlichen 
Bereich. Die hier geregelte Unabhängigkeit entspricht den Vorgaben der EG-
Datenschutzrichtlinie und ihrer Auslegung durch das Urteil des EuGH vom 9. März 
2010, Rs. C 518/07. Diese werden mit der Neufassung des SDSG uneingeschränkt 
umgesetzt.  
 
Die Befugnisse für den neu zugewiesenen Aufgabenbereich, der im dritten Abschnitt 
des BDSG beschrieben ist, ergeben sich, wie dies zuvor auch für das Ministerium für 
Inneres und Europaangelegenheiten in dieser Funktion gegolten hat, ausschließlich 
aus § 38 Absatz 1 bis 5 BDSG. 
Ferner wird der oder dem Landesbeauftragten für Datenschutz die Aufgabe als Verfol-
gungs- und Ahndungsbehörde für Ordnungswidrigkeiten nach § 43 des Bundesdaten-
schutzgesetzes übertragen. 
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Zu Absatz 1 Satz 2: 
 
Absatz 1 Satz 2 stellt klar, welche Vorschriften des Zweiten Teils des Saarländischen 
Datenschutzgesetzes für die oder den Landesbeauftragten für Datenschutz bei der 
Wahrnehmung der neuen Zuständigkeit nach § 38 des Bundesdatenschutzgesetzes 
gelten. 
 
Zu Absatz 1 Satz 3: 
 
Mit der gesetzlichen Festlegung der Unabhängigkeit der oder des Landesbeauftragten 
für Datenschutz gibt es auch keine vorgesetzte Behörde oder einen Rechtsausschuss 
nach §§ 7 ff. des saarländischen Ausführungsgesetzes zur Verwaltungsgerichtsord-
nung, die in einem nach §§ 68 ff. der Verwaltungsgerichtsordnung grundsätzlich vorge-
sehenen Widerspruchsverfahren gegen einen Verwaltungsakt oder die Ablehnung des 
Erlasses eines Verwaltungsakts über Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit der ange-
fochtenen Entscheidung vor Klageerhebung entscheiden könnte. Mit Satz 3 des Absat-
zes 1 wird daher von der in § 68 Abs. 1 Satz 2 der Verwaltungsgerichtsordnung vorge-
sehenen Möglichkeit Gebrauch gemacht und in diesen Fällen mit der Neufassung des 
Saarländischen Datenschutzgesetzes durch Gesetz das Erfordernis eines Wider-
spruchsverfahrens aufgehoben. Damit ist ein Vorverfahren nach § 68 Absatz 1 Satz 1 
und Absatz 2 der Verwaltungsgerichtsordnung gegen Maßnahmen der oder des Lan-
desbeauftragten für Datenschutz im Rahmen der mit Absatz 1 Satz 1 übertragenen 
Zuständigkeit nach dem Bundesdatenschutzgesetz nicht erforderlich; stattdessen kann 
direkt Klage beim Verwaltungsgericht erhoben werden.  
 
Zu Absatz 2: 
 
Im Rahmen der Rechte der Betroffenen im nicht-öffentlichen Bereich des Datenschut-
zes nach dem dritten Abschnitt des BDSG bestehen grundsätzlich näher beschriebene 
Benachrichtigungspflichten gegenüber Betroffenen, vgl. § 33 BDSG. Dabei kann es 
erforderlich werden, dass eine solche Benachrichtigung unterbleibt, da das Bekannt-
werden der Daten die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährden oder dem Wohl 
des Bundes oder eines Landes Nachteile zufügen würde, vgl. § 33 Absatz 1 Nummer 6 
BDSG. Zur Beurteilung der Frage, ob ein solcher Fall vorliegt, ist nach dieser Vorschrift 
die Entscheidung der „zuständigen öffentlichen Stelle“ herbeizuführen. Absatz 2 be-
stimmt als zuständige Stelle das Ministerium für Inneres und Europaangelegenheiten 
als die für Fragen der öffentlichen Sicherheit zuständige oberste Landesbehörde.  
 
Zu Nummer 5 (§ 29): 
 
Mit der Übertragung der Aufgabe der Datenschutzaufsicht im nicht-öffentlichen Bereich 
entsteht für die oder den Landesbeauftragte/n für Datenschutz eine entsprechende 
Berichtspflicht gegenüber dem Landtag auch für diesen Zuständigkeitsbereich. Die in 
Satz 2 geregelte Verpflichtung zur Stellungnahme der Landesregierung hierzu kann 
sich allerdings nur auf den Teil dieses künftig erweiterten Berichtes beziehen, der Be-
hörden und sonstige öffentliche Stellen betrifft.  
 
 
Zu Artikel 2:  Inkrafttreten, Außerkrafttreten 
 
Zu Absatz 1: 
 
Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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Zu Absatz 2:
 
Zu Absatz 2 Nummer 1: 
 
Die Aufhebung der Verordnung über die zuständige Aufsichtsbehörde für die Überwa-
chung der Durchführung des Datenschutzes in nicht-öffentlichen Stellen vom 20. Janu-
ar 1978 (Amtsbl. S. 91), geändert durch Verordnung vom 24. Januar 2006 (Amtsbl. 
S. 174), ist eine Folgeänderung der Zuständigkeitsänderung nach Artikel 1 Nummer 4. 
 
Zu Absatz 2 Nummer 2: 
 
Die Aufhebung der Verordnung über die Bezeichnung der Behörde nach dem Überein-
kommen zum Schutz des Menschen bei der automatischen Verarbeitung personenbe-
zogener Daten vom 19. August 1985 (Amtsbl. S. 814), geändert durch Verordnung 
vom 24. Januar 2006 (Amtsbl. S. 174), ist eine Folgeänderung der Zuständigkeitsände-
rung nach Artikel 1 Nummer 4. 
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